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Beilage zur „Karlsruher Zeitung" M 223.
Karlsruhe , 17 . Juni 1S04 .

Badischer Landtag.

1«« . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Mittwoch , den 1b . Juni 1804 .

Am R egiernngstisch : Präsident des Ministeriums
der Justiz , des Kultus und Unterrichts Geh . Rat l )r .
Frhr . v . Dusch , Direktor des Oberschulrats Geh . Rat
Dr . Arusperger , Geh . Rat Becherer und Geh Hofrat I) o .
Weygoldt.

Präsident 1)r . Gönner eröffnet die Sitzung kurz nach
st« 10 Uhr vormittags .

Den Tisch des Präsidiums ziert zur Feier der 100 -
Sitzung ein Blumenkorb .

Neue Einläufe liegen nicht vor .

Präsident vr . Gönner : Einer liebenswürdigen Ge¬
pflogenheit des Hauses zufolge haben Sie auch heutewieder anläßlich der 100 . öffentlichen Sitzung der Kammerden Tisch des Präsidiums mit einem prachtvollen Blumen¬

schmücke geziert .
Ich nehme diese freundliche Aufmerksamkeit namens des

Kammervorstandes mit aufrichtiger Freude entgegen und
spreche Ihnen den verbindlichsten Dank aus .

In diesem Akte erblicke ich zu meiner hohen Befriedi¬
gung ein äußeres Kennzeichen für die ernstliche Absichtder Herren Kollegen , auch den noch übrigen reich be¬
messenen Anteil an Geschäften weiter zu führen und zu
erledigen zum Wohle von Volk und Vaterland . (Beifall . )

Das Haus tritt sodann in die Tagesordnung ein.
Zunächst 1 . Beratung des noch unerledigten Teiles des

Berichts der Budgetkommission über Titel X des Budgetsdes Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unterrichtsfür 1904 und 1905 , nämlich Abteilung H Buchstabe 7 ,Volksschulen , Ordentlicher Etat M 56 bis 67 DrucksacheNr . 13 c II , Seite 39/42 — und die einschlägige Petitionder Gemeinde Paimar ( Seite 40 ff . des Kommissions -
derichts ) , sowie des mündlichen Berichts der gleichen Kom¬
mission über die Nachträge zu demselben Budget - Titel ,Drucksache Nr . 10b Seite 9 — 12 und Drucksache Nr . 10e .

Es werden nach dem Vorschlag des Präsidenten zu -
nachst dix Nachträge verhandelt , und es berichtetdarüber

«
^ dkircher : Es ist über diese Nachträge mündli

Tüncht zu erstatten . Die erste Nachtragssorderung birristt die Lehrerseminare . Es ist den Herren bekanndaß m Heidelberg ein Vorseminar und in Freibur

provisorische Seminarkurse errichtet werden sollen . Es ist
nötig , für diese Kurse setzt schon vorzusorgen , damit das
entsprechende Personal vorhanden ist . Der Betrag , welcher
dazu nötig ist , erscheint nicht auf Seite 9 des Nachtraq -
budgetS sondern aus Seite 12 , wo die für beide Anstalten
erforderlichen Gesamtausgaben zusammcngestellt sind .
Es ist zu den Erläuterungen , wie sie zu diesen An¬
forderungen in den ged . uckten Nachträgen enthalten sind ,
zu bemerken , daß für jeden der beiden Kurse eine Vor¬
standsstelle als Reallehrerstelle nach 6 . 1 angefordert
wird , wie dies auch für die Vorstände der Präparauden -
schulen vorgesehen ist . Die beiden Vorstände der neuen
Anstalten sollen Dienstwohnungen erhalten in gemieteten
Gebäuden .

Was die Realmittelschulen betrifft , so sollen nach 8 47
des ordentlichen Etats folgende Aendemngen vorgenommen
werden . Es sollen die höheren Bürgerschulen in Buchen ,
Bühl und Schwetzingen und die Bürgerschule in Neustadt
zu Massigen Realmittelschulen ausgebildet werden , die in
Buchen soll zu einem Realprogymnasium erweitert werden .
Es sind dazu erforderlich 4 Vorstandsstellen nach 6 . 7 ,
außerdem in Buchen eine weitere Professorenstelle und für
Neustadt 3 solcher Stellen und 2 Reallehrerstellen . Es
soll weiter in Oberkirch die bisherige Bürgerschule in eine
höhere Bürgerschule verwandelt werden , wofür einschließ¬
lich der Vorstandsstelle 3 Professorenstellen und 2 Real¬
lehrerstellen vorzusehen sind . Es sind auch hier die für
diese neuen Stellen erforderlichen Beträge nicht vorgesehen
außer diejenigen für das Wohnuugsgeld , weil die betref¬
fenden Gemeinden nach den Vereinbarungen die mit ihnen
getroffen worden sind , die entsprechenden Mittel aufzu¬
bringen haben . Was die Realschule in Neustadt betrifft ,
so kann ich meine Befriedigung darüber aussprechen , daß
die Regierung dem von der Gemeinde dringend befür¬
worteten Wunsche , den die II . Kammer sich einmütig un¬
geeignet hat , nun doch noch Rechnung getragen hat .

Was die höheren Mädchenschulen aubelangt . so soll in
Mannheim eine Anstellung von zwei weiteren Lehrerinnen
erfolgen , und es sollen 2 nichtetatmäßige Lehrerinnen¬
stellen in etatmäßige verwandelt werden . Nach den gel¬
tenden Grundsätzen für den Staatsbeitrag zu den Kosten
der höheren Mädchenschulen hat der Staat ein Drittel
der dazu erforderlichen Mittel , das sind 1250 M . be -
zntrageu .

Im außerordentlich n Etat sind für die Mittel - und
Volksschulen in 4 Paragraphen verschiedene Beträge an¬
gefordert . Zunächst in 8 1 für den Ausbau von dritten
Stockwerken auf die beiden Lehrcrseminaricn ! und II in



Karlsruhe weitere M . 31900 , dann für die innere Ein¬
richtung 18 500 M . Unter 8 3 sind für die Errichtung
und Unterhaltung provisorischer Seminarkurse in Freiburg
und eines Vorseminars in Heidelberg 97 600 M . ange¬
fordert . Ich möchte mir dabei die Anfrage erlauben , wie
weit jetzt die Vorarbeiten gediehen sind für die Errichtung
des neuen Seminargebäudes in Frnburg . Bei der Be¬
handlung des Hauptbudgets in der Kommission war eine
Verzögerung sestzustelleu , und es war auch damals nicht
möglich , der Kommission einen detaillierten Kostenvoran¬
schlag vorzulegen . Ich darf wohl auch bei dieser Gelegen¬
heit eine Sache zur Sprocke bringen , die in der Presse
behandelt worden ist , nämlich die Einrichtung der Lern¬
zimmer . Es soll sich das System der kleinen Lernzimmer
für je 10 Seminaristen nicht bewährt - haben , weil es not¬
wendig sei , die Arbeiten der Seminaristen zu überwache » ;
es empfehle sich vielmehr , größere Lernsäle zu errichten .

Die letzte Anforderung im Betrag von 42 400 M . ist
gestellt zur Durchführung des Gesetzes vom 11 . August
1 >02 über die Erziehung und den Unterricht nicht vollsin¬
niger Kinder .

Die Kommission stellt den Antrag :

„ Das Hohe Haus wolle die Anforderungen zu Tit .
X : Unterrichtswesen , X ordei tlicher Etat , UI : Mittel¬
und Volksschulwesen , 8 31 , 47 , 48 , 49 und 51 ,
mit zusammen 5140 und 2 800 Mk . 7940 Mk . ,
und im außerordentlichen Etat , II : Mittel - und
Volksschulwesen , 88 1 ^ 4 mit zusammen 190400 Mk .
genehmigen .

"

Um dem Artikel 20 des Etatgesetzes zu genügen , ist
dann weiter in dem schriftlichen Antrag die Bemerkung
ausgenommen :

„ Zur Anforderung unter L 3 : Zur Errichtung
und Unterhaltung provisorischer Seminarkurse in
Freiburg und eines Lehrerseminars in Heidelberg
Mk . 97 000 , wird bemerkt , daß an diesen beiden
Kursen neben einigen nicht etatmäßigen Kehrern je
ein Lehrer als Leiter in der Stellung als Reallehrer
angestellt (Tarisabteiluug 6l 1 ) und diesem wie den
Vorständen der Präparandenskulen Dienstwohnungen ,
und zwar in gemieteten Gebäuden , zugewiesen werden
sollen . Der Aufwand für die Einkommensbezüge
der beiden Leiter und die Mietzinse (für eine Woh¬
nung ist der Mietzins in dem Gesamtmietzins für
das Anstaltsgebäude inbegriffen , für die andere ist
ein besonderer Mietzins von jährlich 950 Mk . zu
entrichten ) wird aus Mitteln der oben erwähnten
Forderung gedeckt werden .

"

In der allgemeinen Beratung bemerkt
Abg . I) r . Weiß : Ich möchte die Gelegenheit benutzen,

der Großh . Regierung dafür zu danken , daß die - Wünsche
der Stadt Buchen hinsichtlich der Erweiterung ihrer
Mittelschule zu einem Realprogymnasium in diesem
Budgetnachtrag noch Berücksichtigung gefunden haben . Dort
wie überall hat es sich gezeigt , daß eine Anstalt mit
weniger gls 6 Klassen den Erfordernissen der Zeit nicht
mehr genügt . Ich hoffe, daß die stattfindende Erweite¬
rung der Anstalt eine blühende Zukunft bringen wird .
Bemerken möchte ich aber noch Eines . In den Erläute¬
rungen zu der Budgetposition finde ich als Beitrag der
Gemeinde denjenigen Betrag zu Grunde gelegt , den die
Großh . Regierung allgemein von den Städten verlangen
wollte , den aber die Städte abgelehnt haben und bezüglich
dessen dieses Hohe Haus die ablehnende Stellung der
Städte gebilligt hat . Die Städte , deren Anstalten jetzt
erweitert werden sollen , haben sich ja wohl den Forde¬
rungen der Großh . Regierung vorerst fügen müssen.
Ich muß aber die Erwartung aussprechen , daß sie bei

der definitiven Regelung der Staatsbeiträge , die jedenfalls
für die Gemeinden günstiger ausfallen muß , auch nicht
schlechter behandelt werden , als andere Gemeinden .

Direktor des Oberschulrats Geh . Rat Or . Arnsperger :
Ich möchte mir nur erlauben , auf die beiden Anfragen
des Herrn Berichterstatters zu antworten . Was den
Stand der Vorarbeiten für das neue Seminar in Frei¬
burg betrifft , so ist das Projekt dafür nunmehr endgültig
festgestellt und die Bauinspektion ist damit beschäftigt , die
Detailplüne auszuarbeiten . Angefangen ist der Bau noch
nicht . Ich hoffe aber , daß er noch im Laufe dieses Jahres
begonnen wird . Die Schulbehörde wird darauf dringen ,
daß jo bald wie möglich mit dem Bau begonnen wird .
Im Nachtrage sind ja für den ersten Kurs des Seminars
schon die nötigen Forderungen gestellt , womit ja der
Beginn des Seminars schon amp ordnet , Per Bau für
dasselbe also sehr dringlich geworden ist . Bezüglich der
Lernzimmer stehen wir ganz auf dem Standpunkt , der
vom Herrn Bericht , rstatter empfohlen worden ist . Die
frühere Tendenz ging auf kleinere Lernzimmer . Es haben
sich aber dabei manche Unzuträglichkeiten ergeben . Jur
neuen Projekt für Freiburg sind sechs Lernsäle zu je
25 Plätzen angenommen , sodaß die Schüler unter guter
Aussicht arbeiten können . Ganz große Lernsäle haben
den Nachteil , daß durch die Menge der Schüler die ein¬
zelnen vielfach in ihrer Arbeit gestört werden . Mir
glaubten daher den Mittelweg einschlagen zu müssen durch
Einrichtung von geräumigen , aber nicht zu großen Lern¬
zimmern . Was die Beiträge zu dem neuen Realgym¬
nasium in Buchen bzw . zu den Realanstalten der Städte
aulangt , die sich mit den Vorschlägen der Regierung ein¬
verstanden erklärt haben , so kann ich bemerken , daß diese
Städte nicht anders behandelt werden als die anderen .
Die Neuregelung soll liberal durchgeführt werden .

Abg . Birkenmayer spricht namens der Stadt Schönau
den Dank aus für die Bewilligung des Beitrags von
1200 M . zur dortigen neuen Bürgerschule .

Die allgemeine Beratung wird hierauf geschlossen .

In der Spezialberatung werden sämtliche Anforderungen
dieses Nachtrags ohne Debatte genehmigt .

Abg . Obkirchcr : Als die Budgetkommission an die Be¬
handlung dieses Teils des Budgets herantrat , hat sie
zuerst eine Reihe von allgemeinen Fragen in den Kreis
der Erörterung gezogen . So den Zugang zum Lehrer¬
beruf und die Vorbildung der Lehrer . Man hat sich
jedoch dahin verständigt , diese Fragen zusammen mit :
andern überaus wichtigen Fragen zum Gegenstand be¬
sonderer Anträge zu machen und einer besonderen Kom¬
mission zur Behandlung zu überweisen . Das ist nun
geschehen , und es sind diese Fragen in der Schulkommission
zur Beratung gelangt . Ich . kann es daher unterlassen, ,
mich über diese Fragen zu verbreiten . Das wird vonseiteni
meines Freundes Rohrhurst als Berichterstatter der Schul --
kommission geschehen . Für meine Person aber muß ich
doch schon jetzt versichern , daß ich mit dem Vorgehen der
Kommission einverstanden bin und glaube , daß sich dieselbe
auf dem richtigen Wege befindet , da sst sich vor allem
an das zurzeit Erreichbare hält , ohne dadurch der Er¬
füllung weitergehender Wünsche in der Zukunft etwas zu
vergeben . Ich bin der Ansicht , daß in unserem Schulwesen
in den nächsten Jahren noch vieles zu tun sein wird ,
damit wir die Schulen wieder auf die relative Höhe bringen ,
auf der sie vor 3 Jahrzehnten gestanden haben , und wie
sie der großen Bedeutung der Volksschule für unser
Kulturleben entspricht . Erforderlich dazu ist vor allem
die Beschaffung einer ausreichenden Z . hl von Lehrkräften .
Diese Beschaffung ist aber wieder bedingt dadurch , daß
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die maiericlle Lage des Lehkpersonals erheblich gebessert
wird . Das Hohe Haus hat schon vor Jahren anerkannt ,
daß ein Lehrermangel besteht oder zum mindesten zu be¬
fürchten ist . Der Abg . Rohrhurst führte schon in seinem
Bericht zur Lehrerpetition des Landtags 1899/1900 ganz
zutreffend aus : „ Die Gefahr , daß der Zugang zum
Lehrerleruf in der nächsten Zeit sowohl qualitativ als
quantitativ hinter dem Bedürfnis Zurückbleiben wird , ist
nicht in Abrede zu stellen

" und „ Wir halten uns für
verpflichtet , diese unser Volksschulwesen schwer bedrohende
Gefahr in Berücksichtigung zn ziehen

"
. Das soll nun

heute geschehen bei Besprechunng aller der Fragen , die der
Bericht aufrollt .

Im einzelnen möchte ich noch an den Z 64 des Bud¬
gets einige Worte anknüpfen . Es sind hier für Staats¬
beihilfen an bedürftige Gemeinden zu Schulhausbauten
im ordentlichen und außerordentlichen Etat zusammen¬
genommen 180 000 Mark angefordert . Davon sind
147 400 M . bereits vergeben , so daß nur noch eine
Summe von 32 600 M . für künftige Bewilligungen
übrig bleibt . Das ist nun ein Mißverhältnis , wenn
man bedenkt , daß für solche Bewilligungen schon wieder
76 800 M . vorgemerkt sind . Wenn diese Vormerkung
auch ohne allzu empfii dlichen Schaden für die Gemeinden
in gewissem Maße eingeschränkt werden kann , so kann
man doch nicht mit dem Betrage auskormnen , und es wird ,
auch wenn wir die Sätze bewilligen , ein großes Bedürfnis
nicht befriedigt werden können . Es ist deshalb dringend
zu empfehlen , in Zukunft erheblich größere Summen
für derartige Zwecke sowohl im ordentlichen als im außer¬
ordentlichen Etat in Anforderung zu bringen . Es wird
dies um so nötiger sein , wenn unsere Schulanträge nicht
nur hier angenommen , sondern auch von der Negierung
zur Durchführung gebracht werden -

Ich komme nun noch zu sprechen auf die Petition der
Gemeinde Paimar . Diese Gemeinde , welche sich un¬
zweifelhaft in einer Notlage befindet , möchte diese ihre
Lage dadurch etwas aufgebessert wissen , daß sie zu ihrem
bereits vor 25 Jahren erstellten Schulhausbau einen staat -
llchen Zuschuß begehrt . Außer ihrer recht ungünstigen
Lage macht die Gemeinde noch geltend , daß man in den
Men Jahren verschiedenen Nachbargemeinden seitens der
Regierung durch solche Zuschüsse entgegengekommcn sei .B °m prinzipiellen Standpunkte aus hat die Großh .
Regierung sich dem Wunsche der Gemeinde gegenüber
ablehnend Verhalten , da die Konsequenzen , welche die
Bewilligung eines Zuschusses für einen bereits vor 25
Jahren errichteten Schulbau haben müßte , in ihrer
Tanzen Tragweite nicht vorauszusehen seien . Denn es
befänden sich noch eine große Anzahl von Gemeinden in
ewer ganz ähnlichen Lage wie die Gemeinde Paimar ,und wenn dieser der Zuschuß bewilligt würde , so würden
auch jene andern Gemeinden mit Forderungen an die
Regierung herantreten . Die Kommission hat sich dem
Standpunkt der Regierung völlig angeschlossen . Sie
glaubt aber der Gemeinde Paimar , welcher für die
nächsten Jahre noch erhebliche Ausgaben jür andere
Zwecke bevorstehen , auf einen anderen Weg verweisen zutonnen , um ihre Schuldenlast etwas zu mindern . Im
-oudget des Ministeriums des Innern sind nämlich für
arme Gemeinden Beiträge vorgesehen . Wenn die Ge¬
meinde Paimar in der Tat an die Errichtung einer
Rtafferleitung und an einen Wegbau heraugeht , so wird
M dieses Ministerium gewiß einen Beitrag nicht ver -

n M diesem Sinne beantragt die Bndgetkommission
» Verweisung der Petition der Gemeinde Paimar zur
Kenntnisnahme .

< MsMdent Dr . Göuner schlägt vor , mit der General¬
atte über Ziffer 1 der Tagesordnung (Titel Volks¬

schulen ) auch
zu verbinden .

diejenige über Ziffer 2 der Tagesordnung

Das Haus ist mit diesem Vorschlag einverstanden .
Es erhält demzufolge zu Ziffer 2 der Tagesordnung

( Beratung des Berichts der Schulkommission über die
Anträge der Abgg . vr . Wilckens und Genossen und vr .
Heimburger und Genossen , die Hebung des Volksschul¬
wesens betreffend , (Drucksachen Nr . 32 und 32a ) und
die einschlägige Petition des Vorstands des badischen
Lchrervercins und des Vereins badischer Lehrerinnen ,
(Drucksache Nr . 32b ) sowie des mündlichen Berichts der¬
gleichen Kommission , über den Antrag der Abgg . Frühauf
und Genossen , die Gchaltsverhältnisse der Hauptlehrer
und Hauptlehrerinnen an Volksschulen betreffend . (Druck¬
sache Nr . 32o ) zunächst das Wort der Berichterstatter

Abg . Rohrhurst : Ich habe zunächst einen Fehler des Be¬
richts zu berichtigen : Auf Seite 55 , vorletzter Abschnitt ,
Zeile 12 , muß es heißen : 2,3 statt 3,3 . Dieser Fehler
fällt nicht dem Herrn Archivar , sondern als Schreibfehler
dem Berichterstatter zur Last , vielleicht ist es auch ein
Rechenfehler , was einem Theologen ja nicht allzu schwer
angerechnet werden kann . (Heiterkeit . )

Zu den Anträgen selbst übergehend , glaube ich mich an¬
gesichts des ausgedehnten Berichts , der den Inhalt der
Anträge , die Stellung der Kommission zu denselben und
deren Beschlüsse , und in der Voraussetzung , daß bei dem
erfahrungsgemäß großen Interesse des Hauses für das ,
Volksschulwesen der Bericht auch allseits gelesen worden
ist , auf einige allgemeine Bemerkungen und auf die Her¬
vorhebung wichtiger Abschnitte des Berichts beschränken
zu sollen . Ich möchte mir aber Vorbehalten , im Laufe
der Debatte auf den einen oder anderen Punkt zur -ück-
konimen zu dürfen . Die Aufgabe , die dem Berichterstatter -
Heute zufällt , ist , so anregend und wichtig auch der zur
Verhandlung gestellte Gegenstand ist , gerade keine befrie¬
digende und dankbare . Nicht etwa der Angriffe wegen ,
die der Berichterstatter wegen seiner Stellungnahme zu
einzelnen der zur Verhandlung stehender : Schulfragen bis¬
her hat erfahren nrüssen und wohl auch noch künftig zu ge¬
wärtigen hat . Es ist zwar nicht angenehm , hören zu müs¬
sen , daß man aus einem Lehrerfreund nun auch ein
Lehrerfeind geworden sei und die Hoffnungen enttäuscht
habe , die der Lehrerstand auf den Berichterstatter gesetzt ;
daß inan als Berichterstatter im Verein mit dem Kollegen
Wilckens nach der Maxime handle : „ Was schert mich die
Volksschule , was scheren mich die Volksschullehrer , was
schert mich die Volksbildung , es wird weiter fortgewur -
stelt "

. (Heiterkeit .) Es ist auch nicht angenehm , wenn
man damit jedes Interesse , jedes Empfinden , jedes Ver¬
ständnis für diese unser Volksleben so tief berührenden
Fragen und für die Nöten und Sorgen eines so wichtigen
Standes wie des Volksschullehrerstandes abgesprochen er¬
hält . Ich nehme diese Angriffe aber nicht sehr tragisch ,
denn ich halte sie der Erregung zugute , die seit Jahren
durch den Lehrerstand hindurchgeht , und der Mißstim¬
mung , die da und dort noch mit nicht immer tauglichen
Mitteln gesteigert worden ist . Auch für den Berichter¬
statter ist es nicht besonders verwunderlich gewesen , daß
er seinen Teil Tadel abbekanr , wenn dem Vorsitzenden
der Schulkommission , dem Kollegen Fehrenbach , in öffent¬
licher Versammlung iiuplicite der Vorwurf illoyalen Ver¬
haltens in einem besonderen Falle gemacht wurde , wäh¬
rend doch die Mitglieder der Kommission alle wissen , daß
er durchaus loyal die Verhandlungen und Geschäfte der
Kommission führte und damit zur Förderung der Arbeit
beitrug . Es ist auch nicht verwunderlich , wenn ein Mit¬
glied der Kommission und ein Angehöriger des Lehrer¬
standes , der Kollege Ihrig , seinen „ Fitzer " abbekam (Hei
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terkeit) , weil er nicht bei der Stange geblieben ist , wäh¬
rend wir doch alle wissen , daß er mit vollster Ueberzeugungund Entschiedenheit die Interessen des Lehrerstandes zu
fördern bestrebt war . (Zustimmung .) Ich habe nnch
deswegen mit dein alten Wort getröstet : Wenn das an,
grünen Holz des Lehrers geschieht, wie soll es da den»
dürren des Berichterstatters ergehen, der zudem dem von
einem Teil der Lehrerpresse nicht allzu sehr gewürdigten
Stande der Theologen angehört . (Heiterkeit.) Ich habe
diese Angriffe also nicht tragisch genommen. Bedauert ,
habe ich sie aber doch, nicht um der Angegriffenen , son¬dern um der Angreifer willen und des Standes , dem
diese Angreifer angehören . Denn wenn ich auch der
Ueberzeugung bin , daß ein großer Teil des Lehrerstandes
diesen Uebereifer der Kritik nicht billigen wird , so kann
ich mich doch nicht der Besorgnis entschlagen , daß das ,was einzelne fehlten , in der öffentlichen Meinung dem
ganzen Stand zur Last gelegt wird , daß die Durchfüh¬
rung der Forderungen des Lehrerstandes auf Anerken¬
nung und gerechte Behandlung so lange auf Schwierig¬keiten stoßen wird , als nicht seinerseits Gerechtigkeitund Wohlwollen in der Beurteilung anderer an den Tag
zu legen, allgemeine Uebung wird . Der Lehrerstand hat
sich hohe Ziele gesteckt hinsichtlich seiner Vorbildung und
hinsichtlich seiner sozialen Stellung . Will er diese Ziele
erreichen , so kann es nur in der Weise geschehen, daß erbei allen Parteien und Ständen treue Mitarbeiter und
Mitkämpfer für diese Ziele findet . Nicht verbixttert aberund entfremdet mehr als kleinliche Nörgelei und die
Ueberschreitung des Maßes der Besonnenheit in der Kri¬
tik . Ich habe die Ueberzeugung , daß die Zahl der wahrenFreunde der Schule im Abnehmen begriffen ist , nicht ohneSchuld einzelner Glieder des Lehrerstandes selbst . Dar¬um hat der Lehrerstand auch Sorge dafür zu tragen ,daß er nicht die besten Freunde aus den Reihen der
Kämpfer hinausdrüngt . Ich wü>de dies im Interesse der
Schule und des Lehrerstandes gleich lebhaft bedauern .Wenn ich für mich in Anspruch nehmen darf , daß ichin der Erfüllung meiner Berichterstatteraufgabe nachbestem Wissen und Gewissen verfahren bin, so nehme ichdas gleiche für die Kommission in Anspruch, daß sie sichin ihren Beschlüssen nur hat leiten lassen von dem In¬
teresse , das Wohl der Volksschule zu fördern , die vor¬
handenen Mißstände abzustellen und damit dem Interessedes Lehrerstandes , soweit als möglich , zu dienen. Wenndie Kommission auch da und dort nicht in Uebereinstim-
mung mit den programmatischen Forderungen des Lehrer¬standes sich befunden hat , so darf doch nicht verkannt wer-den , daß sie geleitet war von der Ueberzeugung, daß die
Ziele des Lehrerstandes nur schrittweise erreicht werdenkönnen , nur , wenn man auch den tatsächlichen und wirk¬
lichen Verhältnissen Rechnung trägt . Nichts Großes istim Flug erreicht worden , es bedurfte immer der kleinen ,mühsamen Arbeit . Das gilt auch für die Ziele des Leh¬rerstandes . Wenn die Aufgabe des Berichterstatters , wie
ich schon gesagt habe, keine befriedigende war , so liegt derGrund ausschließlich darin , daß wir in der Arbeit unsererKommission nicht zu dem vom Lehrerstand seit Jahrenmit Hangen und Bangen erwarteten Resultat hinsichtlichder materiellen und sozialen Besserstellung gekommensind , sondern daß der Lehrerstand wiederum um zwerJahre hinaus vertröstet wird mit der Erfüllung seinerWünsche und Hoffnungen . Sie war eine unbefriedigende,weil die Arbeit der Kommission zum großen Teil in dasKapitel der frommen Wünsche gehört , deren Erfüllungdem kommenden Landtag Vorbehalten bleiben wird , aberauch Vorbehalten bleiben muß .

Und nun zu den Anträgen selbst ! Der wichtigste be¬trifft die Änderungen des Elementarunterrichtsgesetzes

vom 14 . Mai 1892 , Aenderungen von außerordentlich
einschneidender Bedeutung für die Schule und den Staats¬
haushalt . Die wichtigste scheint nnr der Vorschlag zu
enthalten , der sich auf eine Änderung des § 39 , betref¬
fend die Gehaltsregulierung , bezieht. Das ist die Voraus¬
setzung aller anderen Reformen , die wir durchführenwollen, und die Grundlage , auf die wir erst die Volks¬
schule aufbauen können, wie sie uns als erstrebenswen
für die nächste Zukunft erscheint . Wir mögen hier wün¬
schen , daß neue Seminare in größerer Zahl und rascherer
Folge errichtet werden . Wir mögen dafür den besten
Lehrplan gutheißen : genügende Zöglinge für die Se¬
minare und vor allem Zöglinge mit der nötigen Quali¬
fikation werden wir in größerer Zahl erst haben , wennwir die Sorge um das tägliche Brot , die heute auf dem
Lehrerstand lastet, nach Möglichkeit erleichtern. Nur wenn
unsere Lehrer es wieder als wünschenswert erachten und
den Eltern empfehlen, ihre Kinder diesem Berufe zuzu¬führen , wird ein stärkerer Zugang eintreten . Wir mögenhier wünschen , daß die Maximalzahl der dem Lehrer zuüberlassenden Schüler herabgesetzt wird , wir mögen die
Unterrichtszeit erweitern , durchführen können wir die
Maßregeln nur dann , wenn der zurzeit vorhandene Man¬
gel an Lehrkräften tatsächlich abgestellt ist . Ohne guteBezahlung keine guten Lehrer . Der Herr Oberschulrats¬direktor hat auf dem letzten Landtag mit Recht betont, daßder Beginn aller Besserung eine bessere Gestaltung der
Einkommensverhältnisse der Lehrer sein müsse . Wir
mögen dem Lehrerberuf die beste Ausrüstung hinaus¬geben , wenn die Sorge um das tägliche Brot an seineTüre klopft, so wird man auch nicht diejenige Berufs¬freudigkeit erzeugen, ohne die die Schularbeit auf dieDauer nicht gedeihen kann. Ich glaube , der badischeStaat wird sich auf die Dauer der Pflicht nicht entziehenkönnen , seinen Lehrerstand anders zu stellen , wenn er
nicht auf die Dauer die größte und wichtigste Aufgabe desStaates , die Pflege der Volksschule , hintansetzen will . Erwird dies um so weniger können, als andere Bundes¬staaten in der Besserstellung der Lehrer bereits voran
gegangen sind . Auch nur ein Wort darüber zu verlieren,daß die Lehrergehalte an sich und im Vergleich mit denenanderen Beamten der gleichen Stufe zu niedrig sind , istnicht nötig ; diese Frage ist hier in diesem Hause in den
letzten Jahren genugsam erörtert worden , und die Pe¬titionen des Landesverbandes geben ein außerordentlichlehrreiches Anschauungsmaterial .

Die Kommission hat auch die Frage der Gehaltsrcgulic -
rung erörtert und sie macht Vorschläge, in welcher Hin¬sicht und auch bis zu welchem Termin diese Besserung ein¬treten soll . In erster Richtung wünscht sie eine namhafteAufbesserung der Gehalte und eine Einreihung der Lehrerin den Gehaltstarif der Beamten , und wenn diese er-folgt , dann nicht ein Herabrücken unter die Ziffer 6 5
Hinsichtlich des Zeitpunktes , wünscht die Kommission, daßdie Einreihung auf den 1 . Jan . 1906 erfolgen soll . Es istnun der Kommission ein Antrag Frühauf unterbreite !worden , der diese Einreihung bereits auf den 1 . Januar1905 verlangt . Es ist ein solcher Antrag auch dem HohenHaus vorgelegt worden mit der Abänderung , daß der
Höchstgehalt der Lehrer statt auf 2000 auf 2100 M . fest¬gelegt werde. Ich möchte ausdrücklich betonen, daß auchnicht ein Mitglied der Kommission dagegen gestimmt hätte,wenn die Regierung diesem Hause einen Gesetzentwurfim Sii,ne des Antrags Frühauf unterbreitet hätte . DieRegierung hat aber bestimmt mündlich erklärt , die Vor¬lage eines diesbezüglichen Gesetzentwurfes sei von der Re¬gierung ganz unannehmbar . Ein Mittel , die Regierungzu zwingen, eine solche Gesetzesvorlage zu machen , ist inder Kommission nicht verraten worden , und ich weiß nicht,
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ob aus dem Hause heraus ein derartiges Mittel ange¬
geben werden kann. Bei dieser Sachlage hat die Kommis¬
sion getan , was sie tun konnte, sie hat den dringenden
Wunsch ausgesprochen , daß bei der ersten Gelegenheit aus
dem nächsten Landtag dieser Wunsch erfüllt werde. Einen
diesbezüglichen Antrag unterbreitet die Kommission dem
Hohen Hause zur Annahme .

Ich darf vielleicht im Zusammenhang damit einige
Fragen erörtern , die mir von beteiligter Seite nahe ge¬
legt wurden . Zunächst den Gehalt der Lehrerinnen . Nach
dem bisherigen Gesetz hat der Gehalt der Lehrerinnen75 Proz. des Gehalts der Lehrer betragen , und ich möchtedie Regierung recht sehr bitten , im Interesse der Leh¬rerinnen an diesem Satz bei einer Gehaltsregulierung
nichts zu ändern . Die andere Frage betrifft unsere israe¬
litischen Lehrer. Es besteht hier der Mißstand , daß diese
sehr spät zur Anstellung kommen . Es ist seinerzeit sei¬tens der Regierung gesagt worden, man hoffe Wege zurAbhilfe zu finden . Es soll hier in irgend einer Weise
Abhilfe geschaffen werden . Wenn es eben nicht anders
geht , dann soll man eine Ausnahme machen und eine
Zulage geben , damit diese israelitischen Lehrer in ihrenBezügen wenigstens den etatmäßigen Lehrern gleichge¬stellt sind .

Die Großh. Regierung hat vor einiger Zeit einen Er¬laß veröffentlicht , wonach die Schulfeuerung den Lehrernabgenommen werden soll und den Gemeinden übertragenwird . Die Durchführung dieser Verordnung macht Schwie¬rigkeiten in den Gemeinden und auch für die Lehrer , ob¬
wohl manche Mitglieder des Lehrerstandes diesen Er¬laß begrüßen , weil damit dem Lehrer eine ihm nicht ge¬bührende Beschäftigung abgenommen wird . In derPraxis aber hat diese Maßregel dazu geführt , daß denLehrern ihr Einkommen gekürzt wurde . Wenn man die¬sen Erlaß auch nicht zurücknehmen wird , so möge man>hn doch so mild handhaben , daß man in den Gemeinden ,wo es Schwierigkeiten machte , den Lehrern die Feuerungauch so lange überläßt , bis eine andere Gehaltsregulie -rung es ermöglicht , dieses Geschäft dem Lehrer abzu-uehmen.

Die zweite von der Kommission vorgeschlagmw Arung betrifft den 8 14 des Nemmtar
^der die Maximalzahl der auf den LH

^
Schüler auf 100 bis 130 festlegt. Dw Kom st

« gupt
vor. diese Zahl auf 70 bzw . ^ Mzufttze

^zweck dafür war , die Zahl der Unterrrch sshöhen, nicht in den untersten Kursen ^ diese Habermit 10 wöchentlichen Stunden genug -, -den mittleren und oberen Kursen . A ^
rw ' rse aus duAusführungen des Berichts Seite 34 bis
^ ' Msbe

^ratsmitglieds vr . Weygoldt, der em uberMlichesüber die Gestaltung in anderen Staaten gr
^

weist, daß durch eine Herabsetzung der Schu zunter
Berücksichtigung der lokalen Verhal n ssgroße Abhilfe erreicht wird . Man konnte nur noch duFrage erörtern , ob die Zahl 70 nicht zu lwÄund entsprechende Anträge sind auch m dgestellt worden. Wenn wir diesen Anträgen nicht beigetreten sind, so geschah es lediglich aus praktisch

^ ^
Wagungen . Denn es wird schon die Durchfuhr SKommissionsvorschlags sehr schwer sem und lange Qin Anspruch nehmen, nicht nur hinsichtlich der ftn ö

^
Seite , sondern vor allem auch wegen der großeder dadurch erforderlich werdenden neuen Lehrkras -haben uns darum auf das Erreichbare beschranktwollen es denen überlassen, die nach un skomlnen,Zahl noch weiter heräbzudrücken.

^
Man muß übrigens auch bedenken , daß die 3ah

, .eine Maximalzahl ist, die ja nicht überall erreicht M ,

wie uns der Oberschulrat auseinandergesetzt hat . Außer -
dem werden die Schüler auch bei dieser Zahl im allgemei¬
nen in zwei Klassen geteilt, u . nur in wenigen Stunden
werden sie zu gemeinsamem Unterricht vereinigt sein.

Ich möchte hier noch den Wunsch aussprechen, daß die
Durchführung des Kommissionsvorschlags nicht auf allzu¬
harten Widerstand stoßen wird . Ich meine das sowohl
im Interesse der Lehrer , welche dann leichter und sicherer
arbeiten können , als auch insbesondere im Interesse der
Schüler selbst . Heute macht der Unterricht häufig den
Eindruck des Hastens und Treibens , und wenn wir des
öfteren über Ueberschreitungcndes Züchtigungsrechts klagen
müssen , so trägt daran weniger eine aufgeregte Natur
des Lehrers schuld als der Umstand, daß er ein Pensum
durchnehmen muß, das er nicht anders durchnehmen kann,als wenn er gewissermaßen mit der Peitsche dahinter
steht und treibt. Unser Ziel ist aber, die Schule aus
einer reinen Unterrichtsschule zu einer Erziehungsschule
zu machen ; dies werden wir aber erreichen können, wenn
wir unseren Lehrern die genügende Zeit geben, insbesonderedie bildenden Stoffe in der nötigen Vertiefung und mit
Ruhe durchzunehmen .

Ich wünsche des weiteren vor allem , daß die Durch¬
führung unseres Vorschlags von der Aufstellung eines
neuen Lehrplans begleitet sein möge. Ich habe dabei
einen neuen Lehrplan vor Augen , der dem heutigen Stande
der Pädagogik entspricht , der nicht nur am grünen Tisch
des Oberschulrats gemacht wird, sondern dessen Ausar¬
beitung unter Heranziehung praktisch bewährter Schul¬
männer erfolgt. Auch wünsche ich , daß dem Lehrplan dann
bald die Volksschullesebücher folgen mögen , auf die wir
schon lange warten. —

Die dritteAenderungbetrifft die 88 52 u . 82 des Elementar¬
unterrichtsgesetzes . Die Möglichkeit einer freiwilligen Er¬
weiterung der Volksschule war schon nach den bisherigen
gesetzlichen Bestimmungen gegeben. Von dieser Möglichkeit
hat jedoch bedauerlicher Weise nur eine verschwindend
kleine Anzahl von Gemeinden Gebrauch gemacht. Abge¬
sehen von den Städten der Städteordnung haben bis jetzt
von 1567 Schulgemeinden nur 40 eine Erweiterung durch¬
geführt. und es erhielten ini ganzen nur 4000 Schüler— 14 Proz . der Gesamtzahl erweiterten Volksschulunter¬
richt . Ich nehme nun nicht an , daß die Ursache dieser
bedauerlichen Erscheinung in einem mangelnden Interesse
der Gemeinden gelegen habe. Ich glaube vielmehr, daß
daran 8 52 und 8 52 des Elementarunterrichtsgesetzes die
Schuld trägt . Wir haben darum vorgeschlagen, die durch
diese Paragraphen den Gemeinden aufgebürdeten Mehr¬
lasten den Gemeinden zu ersparen , und die Regierung istin dankenswerterWeise auf unseren Vorschlag eingegangen .
Ich wünsche nur, daß nun in Zukunft von der Freiheit
der Erweiterung der Volksschule in ausgiebigem Maße
Gebrauch gemacht werde . Denn darüber sind wir einig,
daß Arbeiter, Handwerker , Landwirte und Gewerbetreibende
ohne einen guten Schulsack im Kampf ums Dasein auf
die Dauer nicht bestehen können . Insbesondere ist auch
für die Landwirtschaft eine gute Schulbildung von sehr
großem Vorteile . Ich habe gerade dieser Tage gelesen,
daß in Dänemark die Landwirtschaft und insbesondere
das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen in hoher Blüte
stehe , und der Verfasser führt diese Blüte lediglich auf
die gute Ausgestaltung der Volksschule zurück.

Durch die Verordnung vom 1 . März 1904 hat die
Regierung eine Neuorganisation des Lehrerbildungswesens
vorgenvmmen, die Präparandenschulen werden abgeschafft
bzw . zu Dorseminarien umgebildet, der Lehrkurs zu einem
sechsjährigen umgestaltet und ein neuer Lehrplan auf¬
gestellt. Als diese Verordnung erschien , hatte die Kom¬
mission bereits über die Fragen beraten und war zu der
Anschauung gekommen , daß wir zunächst die Präparanden-
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schulen umwandcln , die Seminarien aber mit den neuen
Aenderungen beibchalten sollen . In den Reihen der

badischen Lehrerschaft ist dieser Beschluß der Kommission
aber auf Widerstano gestoßen . Sie setzte sich damit aller¬

dings in Widerspruch mit einer programmatischen Forderung
des badischen Lehrerstandes , die in der Petition unter

Ziffer 3 und in dem Antrag der Abgg . Or . Heimburger
und Genossen unter Ziffer 1 enthalten ist .

Die Gründe für die Stellungnahme der Kommissions¬
mehrheit , die die Gegenresolutiou der badischen Lehrer¬
schaft herbeigcführt haben , finden Sie im Bericht auf
Seite 9 — 12 dargelegt . Ich will deshalb nicht des

Näheren darauf eingchen , nur noch einmal auch hier
hervorheben , daß hauptsächlich die Kommission zu ihrer
diesbezüglichen Stellungnahme durch die Besorgnis ver¬
anlaßt worden ist , daß durch die sofortige Durchführung
der Forderung auf Besuch der Mittelschulen weiten

Kreisen unseres Volkes , aus denen sich bisher die Schul¬
amtsaspiranten rekrutierten , der Zugang zum Lehrcrberuf
erschwert , ja svgar unmöglich gemacht werde , daß dadurch
der ohnedies schon vorhandene Lehrermangel eine Steige¬
rung erfahren dürfte . Daß diese Besorgnis nicht un¬
begründet ist , bestätigt auch die auf Seite 12 des Berichts
wiedergegebene Aeußerung des Professors I )r . Rein in
Jena , daß der bestehende Lehrermangel den Zweifel auf¬
steigen lasse , ob der Zeitpunkt für . eine tiefgreifende Re¬

form der Lehrerbildung schon gekommen sei , da erhöhte
Anfirderungen den Zugang zum Lehrerberuf erschwerten .
Ich darf annehmen , daß auch die badische Lehrerschaft ,
wenigstens zu einem Teil , diese Bedenken der Kommission
würdigen und ihnen Rechnung tragen wird . Wir Huben
geglaubt , unsere Schule dieser Gefahr nicht aussetzcn zu
dürfen .

Das war der Hauptgrund , der die Mehrheit der Kom¬
mission zu ihrer Stellungnahme bestimmt hat . Daß diese
Stellungnahme keine Unrechte ist , zeigen eine Reihe von
Aeußerungen von Männern , die als die ersten Vorkämpfer
für die Lehrerbildung zu gelten haben . So sagtMuthe -

sius : „ Der 1 . Juli 1901 bezeichnet für die preußische
Lehrerbildung einen wichtigen Wendepunkt . Ja , ich stehe
nicht an , gleich anfangs meine Ueberzeugung dafür aus¬
zusprechen , daß ich ihn für bedeutungsvoller halte als den
15 . Oktober 1872 . Was durch die nunmehr erfolgte
Neuordnung erreicht worden ist , bleibt ja allerdings hinter
den Erwartungen desjenigen Teiles der preußischen Lehrer¬
schaft , der eine vollständige Umgestaltung der Lehrerbildung
befürwortete , weit zurück . Aber es haben sich wohl auch
nur wenige der Hoffnung hingegeben , daß jetzt schon der
geeignete Zeitpunkt gekommen sei , die künftigen Vvlksschul -

lehrer ihre allgemeine Bildung auf einer der vorhandenen
höheren Schulen erwerben zu lassen . Man kann grund¬
sätzlich in einer solchen Regelung das in der Ferne
stehende Endziel der Entwickelung sehen und doch das jetzt
Erreichte mit dankbarer Anerkennung begrüßen .

"
In

gleicher Weise spricht sich der Wormser Schulinspektor
Scherer aus . Auch der Hauptkämpfer für diese Forderung
in Baden , Hauptlehrer Rödel , hat nach dem Bericht der

Schulzeitung im Jahre 1897 selbst anerkannt : „ Ich gebe
zu , daß sich dann viele nicht mehr dem Lehrerstand wid¬
men .

" Die bad . Lehrerschaft kann sich bei den Beschlüssen
der Kommission und der Organisation , wie sie das
Ministerium getroffen hat , für die nächste Zeit wenigstens
beruhigen und als Fortschritt anerkennen , was geschehen
ist . Sie wird das um so mehr können , als einmal die
Kommission ihrer Forderung insofern Entgegenkommen be¬
wiesen hat , als sie durch Ziffer III2 ihres Antrags zu erkennen
gibt , daß den Schülern der Mittelschulen der Eintritt in das
Seminar möglichst erleichtert werden sollte . Damit ist ein¬
mal anerkannt , daß die Bildung , welche das Seminar
g ' bt , gleichwertig ist derjenigen einer entsprechenden Klasse

der Mittelschule . Zum andern soll durch den Beschluß
Veranlassung gegeben werden , den Lehrplan des Seminars
dem der Mittelschulen anzupassen . (Zustimmung .) Zum
dritteln soll dadurch für Lehrer und Eltern die

Möglichkeit gegeben werden , den Weg zu wählen , der

ihnen der nächste , der bequemste und der geeignetste zu
sein scheint . Eltern , die in der Nähe einer Stadt mit

Mittelschule wohnen , werden künftig ihre dem Lehrerberuf
sich widmenden Söhne die Mittelschule bis zur Unter¬

sekunda durchlaufen lassen , andernfalls den von der Kom¬

mission offen gestellten Weg beschreiten . Künftiger Er¬

fahrung bleibt Vorbehalten , ob der eine oder andere Weg
sicherer zum Ziele führt . Für die Gegenwart handelt es »

sich nur darum , diejenigen Maßnahmen zu treffen , die i

zunächst über den Lehrermangel am besten hinweghelfen »
können . Die badische Lehrerschaft kann sich auch darum »
um so mehr beruhigen , als der neue Lehrplan dem Lehr - 8

plan der Realschule wohl an die Seite gestellt werden I
kann . Seine Forderungen sind so hoch gestellt , daß es >

wirklich treuer Arbeit und geistig gut begabter Schüler »

bedarf , wenn der Lehrplan mit Erfolg durchgemacht werden I
soll . Hinsichtlich einer Reihe von Forderungen gebe ich
sogar dem Lehrplan der Seminarschule den Vorzug vor

demjenigen der Realschule . Hier haben wir wirklich den

Versuch , eine gute deutsche Bildung zu geben . Bedauer¬

lich ist , daß dem in der Kommission gemachten Vorschlag ,
die Lehrerseminare weiteren Kreisen zugängig zu machen ,
sie aus Standesschulen zu allgemeinen Bildungsanstalten
zir machen , nicht entsprochen werden konnte . Ich bin der

Ueberzeugung , daß der Lehrplan der Seminare weiten

Kreisen unseres Bürger standes eine gute Bildung ver¬
mittelt . Ich verweise auf die anerkennende Kritik von

Muthesius in der Neuen bad . Schulzeitung . Ich glaube ,
der Lehrerstand wird anerkennen können , was hier für
seine berufliche Ausbildung geschieht , und es liegt nicht
in s . inem eigenen Interesse , wenn diese Bildung durch
eine allzuweit gehende Kritik herabgesetzt wird , wenn man
immer tagt , sie genügt nicht , sie ist falsch . Dadurch er¬
weckt man nur die Vorstellung , daß tatsächlich nur Min - ,

derwertiges auf den Seminarien geleistet wird .

Bezüglich der Internate und der Seminarübungsschulen
verweise ich auf die ausführlichen Darlegungen des Be¬

richts . Ich will deshalb auf diese Frage nicht näher ein -

gehen . Nur einen Hauptpunkt möchte ich hervorheben .
Wir sind in der Kommission der Meinung gewesen , daß
die Internate zwar aus praktischen Erwägungen beizu¬
behalten seien , aber jeder Zwang ausgeschlossen bleiben I

müsse . Es soll der freien Entschließung des Einzelnen s
Vorbehalten sein , ich er in diese Internate eintreten will r
oder nicht . Den Zöglingen des Internats soll ein mög¬
lichst weitgehende ? Maß von Freiheit gelassen werden .
Das Internat darf keine Kaserne sein mit einer Kasernen¬
disziplin , sondern muß sich annähern an die Familien -

rrziehung und den Zöglingen ersetzen , was ihnen die

Familie , das Haus und dessen erzieherische Einflüsse
bieten . Mit dieser Gestaltung des Internats wird man

sich zufrieden geben können . ^
Auch was die Zulassung der Lehrer zum Universitäts - z

studinm betrifft , verweise ich auf den Bericht und wünsche .
nur , daß auch bei uns die Verordnung , wie sie schon l

andere Staaten besitzen , nicht allzulange auf sich warten x
lassen möge . In Sachsen hat man mit der Zulassung !

einzelner Lehrer günstige Erfahrungen gemacht . In den s
Jahren 1888 — 1897 haben von 157 Lehrern , die an t

Universitäten studierten , 66 die sehr schwierige Prüfung k

mit vorzüglich und recht gut , 41 mit gut bestanden , also ?
107 durchschnittlich mit recht gut bis gut , das ist 68 e

Proz . Nur 12 Proz . wurden von der Prüfung zurück - i

gewiesen . Und der sächsische Kultusminister von Seyde - I

witz sagte am 14 . Januar 1897 in der Zweiten Sächsischen I
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Kammer : „ Wie heute das Seminar nach der wissen¬
schaftlichen Seite vorbereitet, das wollen Sie unter anderrndaraus erkennen , daß ein nicht geringer Prozentsatz derdort vorgebildeten Lehrer für qualifiziert erachtet wird,um dann an der Universität ihre Studien fvrtznsetzen , unddas wollen Sie auch daraus entnehmen, daß ein großerTeil dieser Volksschullehrer wahrhaft glänzende Examinaan der Universität besteht

"
. Eine solche Verordnung fürBaden wäre eine öffentliche Anerkennung, die unseremLehrerstand gezollt würde, sie liegt auch im Interesseder Schulverwaltung , denn sie sichert ihr diejenigen Kräfte,die sie zur Leitung der Schule nötig hat , und sie sichertsie ihr aus den Kreisen , die in erster Reihe geeignet sind ,an den Seminarien als Lehrer und Leiter und in aussicht -

fühlender Stellung an der Volksschule zu wirken . — ZumSchluß noch ein kurzes Wort über den Mehraufwand ,der aus den Anträgen erwächst , insbesondere aus der
Herabsetzung der Maximalzahl der Schüler . Sie ersehenaus dem Bericht, wie hoch diese Mehrkosten sind , Sie
biauchen aber nicht zu erschrecken, denn es ist zu be¬denken , daß die Durchführung der beabsichtigten Maß¬regeln sich aus eine längere Reihe von Jahren erstreckt.Wir waren in der Kommission der Meinung , daßdie Negierung an dem persönlichen Mehraufwand in ganzerheblicher Weise sich beteiligen soll , mehr als nach den

geltenden Bestimmungen . Die Regierung hat prinzipielleBedenken , es könnte etwa dadurch das Verhältnis derSchule zu den Gemeinden geändert werden. Wir wollennicht die volle Verstaatlichung der Schule. Die Gründesind im Bericht ausführlich dargelegt . Es sind nicht bloßfinanzielle Gründe , sondern in erster Reihe pädagogischeErwägungen, aber das darf die Negierungnicht verkennen , daß Maßnahmen, wie sie hiervorgeschlagen werden , in den Gemeinden eine Mißstim¬mung gegen die Schule bedeuten, falls sie für diele eineweitere Belastung bedeuten, ganz abgesehen davon , ob dieGemeinden weitere Lasten zu tragen in der Lage sind.Wir meinen, daß wir daran festhalten sollen , daß künftigdie Persönlichen Lasten im allgemeinen auf die Staats¬kasse fallen , und hier die Gemeinden von weiterenZumutungen möglichst verschont werden sollen , im Interesseunserer Gemeinden und unseres Lehrerstandes. EinStaat, der seine Volksschulen als eine feiner wichtigstenund bedeutendsten Ausgaben betrachtet , rin Staat, dessenFinanzminister so schöne Wort über die Bedeutung e-steigerter Volksbildung gefunden hat wie der unvergeßlicheMinister Buchcnberger, der darf sich auf die Dauer nichtder Notwendigkeit entziehen , nun auch erhebliche OpferKl bringe» , wenn cs gilt , die Volksbildung ans einehöhere Stufe zu heben. Kein Kapital, das wir anlegen ,lst in kultureller Hinsicht und auch mit Rücksicht auf diematerielle Wohlfahrt des Volkes so fruchtbringend angelegtals das, was wir in unseren Volksschulen anlegen . Ichhabe nur einen Wunsch, daß die Beratung, die an unsereAnträge sich anschließt, mit dazu beitragen möge, wiederewen weiteren Schritt zu tun in der Hebung unsererVolksschule , in der Förderung der Interessen unseres" hrerstandes und in der Erfüllung seiner berechtigtenhvd anerkennenswerten Wünschezum Segen für die Wohl-tahrt , die Gesittung und Bildung unseres Volkes . (Leb¬hafter Beifall.)

1» Präsident des Ministeriums der Justiz , des Kultus undnterrichts Geh . Rat I)r . Frhr. v. Tusch : Ich hatte eigenst.lch nicht die Absicht , schon jetzt das Wort zu ergreifen,v^ Ete vielmehr die Begründung des Antrags Früh-ü abwarten , um auch diesen in den Kreis meiner Erör-
am Hetzen zu können. Ta aber der Herr Abg. Friih-k . lwch nicht da ist, so will ich jetzt schon meine Aus-
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führungen machen , weil sonst der Stoff zu sehr anwachsenwürde .
Ich darf Wohl anschließen an die einleitenden Wortedes Herrn Berichterstatters , nämlich an die Angriffe , dievon allen Seiten sowohl in der Presse als auch von Seitendes Lehrerstandes nicht nur gegen die Grotzh . Regierung ,sondern auch gegen Mitglieder dieses Hohen Hauses und

gegen das Mitglied des Lehrerstandes in diesem HohenHause erhoben worden sind. Ich kann für meine Personnur erklären, daß die Großh . Regierung ihre Maß¬nahmen in gar keiner Weise davon abhängig macht, wasan Preßangriffen geleistet wird . Ich werde später nurauf einen Artikel zu sprechen kommen, der, was meinePerson anbelangt , das übliche Maß solcher Angriffeübersteigt . Ich kann bezüglich dessen , was der Herr Abg .Obkircher ausgeführt hat, mich kurz fassen, und möchtenur auf einen Punkt ihm erwidern , nämlich auf die Frageder Staatsbeiträge zu den Schulhausbauten. Ichkann hier nur sagen , daß es der Großh . Regierung selbsterwünscht wäre , wenn sie diese Anforderungen steigernkönnte. Die Notwendigkeit der künftigen Einsetzunghöherer Anforderungen in das Budget ist schon dadurchgegeben , daß, wenn in der Tat Reformen im Schulweseneintreten sollten , eine erhebliche weitergehende Beihilfezu den Schulhausbauten der Genieinden wird erfol¬gen müssen.
Ich wende mich zu den Schulanträgen in ihrer zusam -

mengefaßten Formulierung auf Seite 1 und 2 des Be¬richts. Ich will auf die Frage, ob und inwieweit dieGroßh . Regierung, schon ehe solche Anträge gestellt wor¬den sind , bereits vorbereitende Schritte getroffen hatte,nicht näher eingehen , sondern nur sagen , daß wesentlichePunkte , über welche später eine Uebereinstimnrungzwischen Großh . Regierung und Kommission sich ergab,schon seststcmden , bevor Schulanträge gestellt wurden.Dazu gehört der unter Ziffer I erörterte Punkt der Frageder Herabsetzung der Maximalschülerzahl . Die Großh.Regierung stimmt hier vollständig mit den Anträgender Kommission überein , und ich will mich auf Einzel¬heiten nicht einlassen, da es sich hier nicht um Beurteilungeines Gesetzentwurfes handelt , sondern nur daruni, dieWege vorzuzeichnen, die in einer künftigen Vorlage be¬schriften werden sollen . Nun aber schließt sich gleich andiesen ersten Punkt die Erörterung der allerwichtigstenFrage an , der finanziellen Frage : wie soll der außer¬ordentlich hohe Aufwand gedeckt werden , der aus diesenAnträgen erwächst ? Der Herr -Berichterstatter hat indieser Richtung auf den Kommissionsbericht verwiesenund hat mündliche Ausführungen dazu gegeben , die inihrer Tendenz dahin gehen , daß der Staat mindestens,die persönlichen Lasten ganz auf seine Schultern über -
nehmen soll . So weit ich den Komniissionsbericht ver¬stehe , scheint mir die Folge einer , Regelung , wie sie inZiffer I der Anträge enthalten ist , die zu sein , daß zweiKategorien von Lehrern geschaffen würden, nämlichsolche , die wir jetzt haben , und deren Gehalte von Ge¬meinde und Staat bezahlt werden , und solche , die erst an¬gestellt werden müssen, wenn eine erhebliche Verminde¬rung der Schülerzahl erfolgt, und deren Bezahlung demStaat allein obliegen soll. Ich mutz von Vorneherein er¬klären, daß eine solche Scheidung für die Grotzh . Re¬gierung einfach unannehmbar ist, und ich glaube auchnicht, daß für einen solchen Gedanken eine Majorität indiesem Haufe zu finden wäre .

- Ich bin vielmehr der Ansicht , daß bezüglich der Bezah¬lung alle Lehrer gleich behandelt werden müssen , und ichbin auch der Ansicht , daß die Reformen , die auch dieGroßh . Regierung dringend wünscht, nur dann möglichsind , wenn nicht etwa die ganzen Lasten auf den Staat
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abgewälzt werden . Vielmehr wird eine Reform nur dann
möglich sein , wenn die Gemeinden ihrerseits wenigstens
einiges dazu beitragen , um die künftig erwachsenden
Mehrkosten aufzubringen , und die Gemeinden überdies
prinzipiell alle sachlichen Kosten tragen . Wenn die
Großh . Regierung sich auf diesen Standpunkt stellt, so
ist damit nicht etwa ein neues Prinzip gegeben , sondern
die Großh . Regierung steht auf dem Boden des jetzt be¬
stehenden Rechtes . Ich komme damit auf den Artikel im
„Badischen Landesboten " vom 11 . Juni d . I . , worin
ausgeführt ist : „Es ist für den Kultusminister von Dusch
in seiner Eigenschaft als oberster Schulbeamter sehr be¬
zeichnend , daß er sich seiner Obsorge für die Volks¬
schule, welche etwas mehr als schöne Worte kostet, am
allerliebsten entschlagen möchte ; denn anders als eine
Beabredung der Versorgungspflicht der Volksschule sei¬
tens des Staates können seine diesbezüglichen Worte , die
Volksschule sei Gemeindeanstalt , nicht aufgefaßt werden.
Mit diesen Worten begibt er sich in offenen Gegensatz zu
den von der Großh . Regierung und Volksvertretung bis¬
her eiugehaltenen Prinzipien .

" Ich glaube , es ist schwie¬
rig , in wenigen Worten mehr Unrichtigkeiten zusammen¬
zutragen , als in diesem Artikel enthalten sind .

' Man
braucht nur einen Blick in das Elementarunterrichtsgesetz
zu werfen , um sich davon zu überzeugen , daß , wenn ich
gesagt habe, die Volksschule sei im wesentlichen Gemeinde¬
anstalt , ich damit nichts anderes ausgesprochen habe, als
was geltendes Recht ist . (Abg. E i ch h o r n : Leider !)
Der Herr Abg . Eichhorn sagt leider . Es ist mir ja be¬
kannt , daß seine Partei dahin strebt , die Volksschule zu
verstaatlichen. Mit Worten läßt sich diese Tendenz gut
verfechten , allein praktisch wird sie nur sehr schwer durch¬
führbar sein . Ich behaupte also heute wieder, die Schule
ist wesentlich Gemeindean st alt und es ist hie¬
ran auch durch das Gesetz vom Jahr 1892 nichts geändert
worden . Durch die Bezahlung der Volksschullehrer aus
der Staatskasse könnte allerdings der Anschein erweckt
werden , als ob die Volksschule staatlichen Charakter be¬
säße . Es ist interessant , hierüber einen Passus aus den
Motiven zu dem Gesetze zu hören :

„ Wenn hiernach die Staatskasse im Entwurf als die
Kasse bezeichnet ist , aus welcher die Lehrer in den nicht
der Städteordnung unterstehenden Gemeinden ihre Ge¬
halte usw . zu empfangen haben , so hat dies selbstverständ¬
lich nicht den Sinn , als ob das bisherige Verhältnis , wo¬
nach die Aufbringung der Gehalte und anderen Bezüge
der Lehrer an Volksschulen zunächst den Schulgemein¬
den oblag , beseitigt werden solle : Die Staatskasse über¬
nimmt nur für die Gemeinden hinsichtlich des von diesen
aufzubringenden (größeren ) Teils des bezüglichen Ge¬
samtaufwandes im Interesse der Vereinfachung der ge¬
schäftlichen Behandlung die Vermittlung der Auszahlung :
an die forderungsberechtigten Lehrer .

" Wenn ich aus
diese Frage näher eingegangen bin , so geschah es des¬
halb , weil hierin der Kardinalpunkt liegt , der für die
Beantwortung der weiteren Fragen von entscheidender
Bedeutung ist . Ich werde noch nachweifen , welch große
Lasten dem Staat aufgebürdet würden , wenn er alle die
Aufgaben der Volksschule von den Gemeinden auf sich
iibernehmen würde . Wir werden uns umgekehrt fragen
müssen , ob nicht 8 62 eine etwas stärkere Beiziehung der
Gemeinden zu den künftig sich ergebenden Mehrkosten
nötig macht .

Zur Frage der Verstaatlichung der Volksschule nimmt
der Komm. -Bericht eine klare Stellung nicht ein , und ich
habe in dem sonst so vortrefflichen Bericht des Herrn Abg.
Rohrhurst eine Präzise Stellungnahme hierzu vermißt .
Auf Seite 69 und 60 enthält der Bericht in dieser Be¬
ziehung sogar einen direkten Widerspruch. Auf Seite 59

ist gesagt, daß die Erklärung der Großh . Regierung dahin
gehe, daß die Unterrichtsverwaltung nach wie vor an der
Anschauung festhalte, daß die Volksschule wese n t-

lich Gemeindean st alt ist . Auf Seite 60 aber ist
ausgesprochen, die Mehrheit der Kommission stehe „ans
dem Boden der Regaierungsanfchauung "

, daß die Volks¬
schule nicht ausschließlich Sache des Staa¬
tes , deren Erhaltung und Förderung nicht ausschließlich
staatliche Aufgabe, sondern daß die Volksschule ebenso
auch Sache der Gemeinde sei , und diese mit dem
Staate in die Rechte und Pflichten gegenüber der Volks¬
schule sich zu teilen habe. Es widerspricht der Sinn der
letzten Worte dem , was Ansicht der Großh . Regierung ist,
und ich fühle mich verpflichtet, dies hier richtig zu stellen .
Seite 63 des Kümmissionsberichtes ist ausgeführt , eine
stärkere Beteiligung des Staates liege nicht nur im Inter¬
esse vieler Gemeinden, die in steigendem Maße zu Aus¬
gaben für öffentliche Zwecke herangezogen und an der
Grenze der Leistungsfähigkeit angekommen sind und eine
stärkere Belastung nicht mehr auf sich nehmen können, sie
liege auch im Interesse der Schule , deren Arbeit in einem
reichlichen Maß von Mißstimmung , das eine stärkere
finanzielle Inanspruchnahme der Gemeinde Hervorrufen
würde, zu leiden hätte . Ich habe nun größeres Ver¬
trauen auch zu den Landgemeinden und bin überzeugt,
daß , wenn es sich darum handelt , eine Reform der Volks¬
schule durchzuführen, auch die Gemeinden sich dazu bereit
finden, und auch Opfer nicht scheuen würden . Um also
nochmals kurz zusammenzufassen: Die Großh . Regierung
kann sich dem , was auf Seite 60 und 63 des Berichts ans¬
geführt ist , nicht anschließen . Die Großh . Regierung
muß dabei bleiben, daß die Volksschule im wesentlichen
Gemeindeanstalt ist , und nur unter Mitwirkung der Ge¬
meinden eine Reform der Volksschule durchgeführt werden
kann.

Mit der Aenderung der Z8 6 2 u . 8 2 d e s E l e m t ar -
unterrichtsgesetzes im Sinne der Kommissions¬
anträge hat sich die Regierung bereits in einer schriftlichen
Erwiderung einverstanden erklärt . Ich kann nur noch
beifügen, daß der Abänderung eine hohe Bedeutung nicht
mehr beizulegen sein wird , da nach Herabsetzung der Ma¬
ximalschülerzahl auf 70 , die Fälle , in denen die Gemein¬
den mehr als die gesetzliche Anzahl von Lehrern anstellt,
nur noch selten Vorkommen dürften . (Zweiter Vizepräsi¬
dent Or . Heimburgcr übernimmt vorübergehend den
Vorsitz .)

Zur Frage der Besserstellung der Lehrer
hat die Großh . Regierung im vorigen Landtage aner¬
kannt , daß eine Hebung der materiellen Lage der Lehrer
anzustreben sei . Die Großh . Regierung hat auch diesen
ihren Willen durch das im vorigen Landtage verab¬
schiedete Gesetz betätigt , das eine Mehrbelastung von drei¬
viertel Millionen brachte . Dieses Gesetz sollte nicht den
Abschluß bilden, sondern den Lehrern eine Kompensation
für das geben , was den übrigen Beamten durch Erhöhung
des Wohnungsgeldes zugute gekommen ist . Eine Be¬
schlußfassung des Staatsministeriums über die Frage der
Erhöhung der Lehrerbesoldungen hat bis jetzt nicht er¬
gehen können, und es muß mit der Festlegung des
Standpunkts der Großh . Regierung noch zugewartet wer¬
den , weil auf diese Frage die Finanzlage des Staates von
wesentlichem Einfluß sein wird . Ich verstehe vollständig
die Wünsche der Lehrer , ich begreife, daß in dieser Rich¬
tung mit Energie , vielleicht oft mit allzugroßer Energie,
vorgegangen wird . Aber das möchte ich doch betonen, daß
der Staat bei einer neuen Regelung nicht einfach die
höchsten Gehälter , die irgendwo an Lehrer bezahlt wer¬
den , zur Grundlage machen kann, sondern wir müssen
dabei auch Staaten mit bescheideneren Lehrergehalten zur
Vergleichung mit heranziehen . Und da möchte ich doch
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darauf Hinweisen, daß Baden keineswegs an letzter stelle
marschiert. Ich nenne nur Bayern , Preußen und Würt¬
temberg ; und in Elsaß -Lothringen ist erst setzt der Höchst¬
gehalt der Lehrer auf 2000 Mark erhöht worden . Ich
erwähne dies nicht , um damit zu sagen, daß jetzt in der
Gehaltsfrage der Lehrer ein Stillstand eintreten müsse ;aber die Erfüllung des auf S . 34 des Berichts aus¬
gesprochenen Wunsches , daß bei der Gehaltsregelung nichrunter 6 5 des Gehaltstarifs herabgegangen werden dürfe,bin ich nicht in der Lage, in Ansicht zu stellen.

Bezüglich der Einreihung der Lehrer in den Gehalts¬tarif geht meine Ansicht dahin , daß die Hauptfrage die
ist, welcher Gehalt den Lehrern gewährt wird , nicht die ,ob der Gehalt im Elementarunterrichtsgesetz oder im Ge¬
haltstarif festgesetzt wird . (Abg. Frühauf : Doch !)Ter Herr Abg . Frühauf wird ja nachher Gelegenheithaben, dieses kategorische „ doch " zu begründen ; vorerstglaube ich nicht , näher darauf eingehen zu müssen. Ws
Beweis dafür , daß die Frage der Einreihung in den Ge¬
haltstarif mindestens diskutierbar ist , möchte ich einfachaus den im Jahre 1898 von dem Abg. Straub erstatte¬ten Kommissionsbericht verweisen, der damals die Bil¬
ligung der Mehrheit des Hauses gefunden hat . Ich per¬sönlich messe dieser Frage keine entscheidende Bedeutungbei , sie wird, da sie bis zu einem gewissen Grad formalerNatur ist, wohl nicht zum Scheitern eines künftigen Ge¬
setzentwurfs führen . - Die Regierung hat sich aber überdiese Frage noch nicht schlüssig gemacht .

Taß der Termin , auf den die neuen Gehalte gewährtwerden sollen , bereits der 1 . Januar 1906 sein soll , das ,glaube ich, ist ein etwas verfrühter Wunsch . Denn erstmüssen doch die Gehalte durch Uebereinkunft der gesetz¬gebenden Faktoren fixiert sein . Wenn es aber gelingt ,den Gesetzentwurf durchzubringen, so wird dem Wunscheauf Zahlung der Gehalte vom 1 . Januar 1906 nichtentgegenzutreten sein . Es ist ja , wie ich wohl sagen kann,em Gewohnheitsrecht bei uns geworden, daß derartige
Gehaltsaufbesserungen regelmäßig auf den Anfang derBudgetperiode datiert werden. — In keinem anderenrutschen Staate , wo Gehaltstarife bestehen , hat übri¬gens die Einreihung der Lehrer in den Gehaltstarifstattgefunden . Es werden dafür wohl die gleichen Gründemaßgebend gewesen sein , die im Bericht vom Jahre 1898"
geführt sind , nämlich einmal die enge Beziehung der--schrer zu den Gemeinden, und sodann der Umstand, daßE

. ganze Materie des Lehrerrechts in Spezialgesetzenbei uns im Elementarunterrichtsgesetz) geregelt ist.Um nun auf die Verteilung der Lasten zwischen demTtaat und Gemeinden zurückzukommen , darf ich Wohl,nachdem der Herr Abg. Frühauf jetzt erschienen ist (Hei-erkert) , die Nutzanwendung bezüglich dieser Teilung ge-
k

"ach Maßgabe des Antrags Frühauf ziehen. Dieurch die Annahme des Antrags bedingte Steigerung desuunvands würde sich auf jährlich rund 1 892 000 M .kaufen , d . j . genau 10 Prozent unserer gesamten direk-en staatssteuern . Es ist mir fraglich, ob in diesem' wuse die Geneigtheit vorhanden wäre , zum Zwecke derrhohung der Lehrergehalten eine Steuererhöhung in
mt^ HstÜange zu bewilligen. Noch zweifelhafter ist
die s

^ ^ Person des Herrn Abg. Frühauf und für
— .„ .

o^ ldemokratische Partei , die ja neulich in der Kom-
- Steuererhöhung verweigert haben . (Abg.

beswul? - * richtig!) Ter Herr Abg. Frühauf
durw

^ olso . Ich bin aber der Meinung , daß nur
solcke

^ *^ e Steuererhöhung es möglich sein würde ,
den ^ llen auf den Staat zu übernehmen , wie sie nach
übern ^ owmissionsanträgen vom Staate ausschließlich^

"°mmen werden sollen .
den ikt Frühauf , der ja noch erst zu begrün -' ich im übrigen nicht näher eingehen. Die
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Klage, die seitens des Herrn Abg . Frühauf und seitensder sozialdemokratischen Fraktion immer wieder vonneuem vorgebracht wird, ist die, daß der Staat viel zuwenig für die Lehrer tue, und daß speziell der badischeStaat in dem , was er für die Volksschule leiste , durchausrückständig sei . Ich möchte in dieser Hinsicht doch daraufHinweisen , daß nach einer kürzlich gefertigten Zusammen¬stellung der Gesamtaufwand für die Volksschulen in Ba¬den sich auf 11 942 000 M . , also rund 12 MillionenMark beläuft . Davon entfallen auf den Staat — undzwar einschließlich der '.nitzuberechnenden Ruhe - und
Versorgungsgehalte , die bei den Berechnungen vielfachaußer acht gelassen worden sind — 3 344 000 M . , mankann also sagen rund 3^/ ^ Millionen Mark . DiesesZahlenverhältnis stimmt nicht nur vollständig übereinmit den Nachbarstaaten, vor allem mit Württemberg ,sondern mit der Gesamtstatistik des Deutschen Reiches .In einem vor kurzem erschienen Werk über das Unter¬richtswesen im allgemeinen, herausgegeben von ProfessorLexis in Göttingen, bestimmt für die Weltausstellung inSt . Louis (Lachen des Abg . Frühauf ) — ich weißnicht , warum diese Mitteilung die Heiterkeit des HerrnAbg . Frühauf erweckt , die Zahlen sind durchaus nüch¬tern und nicht lächerlich (Abg . Frühauf : Württem¬berg !) — sind auf Seite 9 die Gesamtaufwendungen fürdas Volksschulwesen im Deutschen Reich für das Jahr1900 , mit Ausnahme von Mecklenburg , auf 412 886 000Mark berechnet , von denen 120 375 000 M . vom Staatgetragen worden sind . Im gesamten Deutschen Reichträgt also der Staat nicht ganz ein Drittel der Volks¬schullasten , und es ist mithin richtig, was ich vorhin ge¬sagt habe, daß die Volksschule in ganz Deutschlandwesentlich Sache der Gemeinde ist . Jedenfalls kann ichnamens der Großh . Regierung erklären , daß der An¬trag Frühauf so , wie er vorliegt , für die Regierung ab¬solut unannehmbar ist, schon weil er die Bestimmungenthält , daß einfach die gesamten Kosten von 1 892 000Mark auf den Staat übernommen werden sollen. Dar¬an ändert die kleine Milderung nichts, daß der Aufwandim ersten Jahr nur 400 000 M . betragen soll. In drerJahren ist nach dem Anträge der Beharrungszustanderreicht. Diese Summe kann der Staat ohne Mitwir¬kung der Gemeinden nicht tragen . Die Regierung istaber , wie ich wiederholen kann, bereit , wenn die Finanz¬lage es irgendwie gestattet, dem nächsten Landtag einenGesetzentwurf über die Besserstellung der Lehrer vor¬zulegen. Wenn diese Besserstellung auch nicht die Höhedes Antrags Frühauf erreichen wird , so wird sie jeden¬falls gegenüber den jetzigen Gehalten eine erhebliche sein.Ich wende mich nun zu den weiteren Fragen , vorallem zu II . des Kommissionsantrags : „Die Großh . Re¬gierung zu ersuchen, bei Aufstellung des nächsten Staats¬budgets die Mittel für weitere Lehrerbildungsanstaltenanzufordern "

. Die Unterrichtsverwaltung ist in dieserHinsicht bereit, wenn es gelingt , bei der Finanzlage miteinem solchen Posten im Staatsministerium durchzu-dringen , in das nächste Budget die Anforderung fürein weiteres Lehrerseminar aufzunehmen . Ueber denPlatz dieses Seminars brauche ich, da er ja tatsächlichschon feststeht , hier nichts Näheres zu sagen ; der HerrAbg . Wilckens wird vielleicht im Lause der Verhand¬lungen noch Gelegenheit nehmen, näher zu begründen ,warum Heidelberg der geeignete Platz ist. (Heiterkeit .)Es folgen sodann unter Ziffer III eine Reihe vonweiteren Anträgen , die sich im wesentlichen auf die Aus¬bildung der Lehrer beziehen . Was Ziffer I anlangt ,wo die Großh . Regierung ersucht wird , nach dem Vor¬gang anderer deutscher Bundesstaaten eine Verordnungzu erlassen , wonach Volksschullehrer zu ihrer höherenAusbildung unter bestimmten Voraussetzungen zum aka-
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demischen Studium zugelassen werden , so kann ich hier¬

zu erklären , daß eine in Ausarbeitung begriffene Ver¬

ordnung — in der Form eine Umarbeitung der frühe¬
ren Verordnung üh,er die Reallehrerprüfung — in der
Tat die Möglichkeit eröffnen soll , daß die Volksschul¬
lehrer unter gewissen Bedingungen zum Universitäts¬
studium zugelassen werden . Darüber wird aber Wohl ,
mit wenigen Ausnahmen , im Hause Uebereinstimmung
herrschen, daß das Universitätsstudium nicht die Regel
für die Volksschullehrer werden kann. Auch der Kom¬

missionsbericht weist unter Berufung auf eine den Leh¬
rern gewiß nicht feindliche Autorität , die des Professors
Rein in Jena , darauf hin , daß wenigstens derzeit die

Universitätsbildung für alle Lehrer eine utopistische For¬
derung sei, und ich glaube , dieser Ausdruck ist nicht zu
scharf gegriffen . Wohl aber , und damit komme ich aip
die übrigen Punkte zu III , ist eine Verbesserung der

Lehrerbildung überhaupt ein Gebot der Notwendigkeit .

Ihm hat die Großh . Regierung durch Erlaß der auch im

Kommissionsbericht abgedruckten Verordnung über die

Vorbildung der Lehrer entsprochen. Ob schon jetzt der

Zeitpunkt gekommen ist , um wesentliche Aenderungen an

dieser Verordnung vorzunehmen , wie sie in III . Ziffer 2 .
des Kommissionsantrags gewünscht werden , möchte ich

bezweifeln . Es liegt übrigens in dieser Richtung be¬

reits eine Aeußerung der Oberschulbehörde vor , und es

ist beabsichtigt, die Schüler der Realmittelschulen nach
Absolvierung der Untersekunda zunächst versuchsweise
auch ohne Ablegung einer besonderen Prüfung in die
Seminare aufzunehmen . Die Frage , ob überhaupt die

Realschulbildung die notwendige Voraussetzung der Leh¬
rerbildung ist, die dann in einem dreijährigen Fach¬
seminar zu erfolgen hätte , muß die Großh . Regierung
nach dem derzeitigen Stand der Dinge unbedingt ver¬
neinen . Ich darf darauf Hinweisen, daß von den Schü¬
lern , die in unseren Seminarien sich befinden , nach einer

für die drei Jahrgänge 1900 — 1902 gemachten Aufstel¬
lung prozentual 26,4 Proz . aus den Volksschulen her-

borgegangen sind, 18,2 aus Mittelschulen , 44,2 aus
Präparandenschulen , und schließlich 11 Proz . aus pri¬
vater Vorbereitung . Wenn Sie diese Zahlen übersehen,
so ergibt sich daraus , daß , während wir ja unbedingt da¬

nach streben müssen , die Zahl der Lehrer zu vergrößern ,
es das verkehrteste wäre , nun eine Vorbildung zu ver¬
langen , die uns bisher nur ein Fünftel der Zögling, ,
geliefert hat , u . daß vor allem aber ein Element ganz aus¬
geschlossen würde , das gerade auch unseres Erachtens
für den Volksschullehrerstand von Bedeutung ist , näm¬
lich die Lehrer , die aus den Volksschulen hervorgegangen
sind ; ich sehe nicht ein , warum es für den Volksschullehrer
etwas beschämendes haben soll , daß er selbst aus der
Volksschule hervorgegangen ist . Jedenfalls liegt die
Sache jetzt so, daß es unmöglich wäre , einen Nachwuchs
an Lehrern heranzuziehen , wenn einem Antrag ent¬
sprochen würde , wie er von einer Seite des Hauses ge¬
stellt , in der Kommission allerdings keinen Beifall ge¬
funden hat .

Was die Internate anlangt , so kann ich nur bestäti¬

gen , was bereits in einer Zuschrift an die Kommission
ausgesprochen worden ist , daß keinerlei Zwang für die

Internate bestanden hat und noch besteht. Ein solcher

Zwang wird seitens der Regierung nicht ausgeübt ; ein

gewisser Zwang der Verhältnisse wird aber stets vor -

licgen , denn die Schüler sind in den Internaten sehr
billig und gut untergebracht , und sorgsame Eltern wer¬
den das Internat für ihre Kinder immer vorziehen . Wie
die Ansichten über die Internate schwanken können, das

haben Sie in der letzten Zeit daraus ersehen, daß von
einem Mittelschuldirektor , dessen liberale Gesinnung

man nicht anzweifeln kann, direkt angeregt worden ist ,

Internate auch für unsere Mittelschulen zu gründen . Es

ist daher nicht einzusehen , warum auf einmal die Inter¬
nate aufgehoben und die Schüler ganz auf sich gestellr
werden sollen , eine Maßregel , bei der die Schüler am

schlechtesten wegkämen .
Was die Ziffer III , 3 und 4 der Kommissionsanträge

betrifft , so wird sich später Gelegenheit geben , auf diese

zurückzukommen, ich kann nur vorläufig kurz erklären,

daß kein Grund vorliegt , die mündliche Prüfung zur

Aufnahme in das Seminar wegfallen zu lassen , wohl aber

wird die schriftliche Prüfung beim Uebergang vom Vor¬

seminar zum Seminar wegfallen können , sobald der

neue Lehrplan der Seminare wirklich durchgeführt ist .

Zum Schluß kann ich nur nochmals erklären , es ist der

ernste Wille der Regierung , im nächsten Landtag einen

Gesetzentwurf vorzulegen , der eine erhebliche Reform au,

dem Gebiete des Volksschulwesens bringen wird . Du

Regierung läßt sich in diesem Bestreben durch keinerler

Angriffe , von welcher Seite sie auch kommen mögen , be-

irren ; das Bestreben der Regierung kann aber nur auf

Erreichbares gerichtet sein , denn die Politik ist die Kunst

des Erreichbaren . Es ist etwas anderes , allgemeine

Wünsche und Ideale aufzustellen und zu verlangen , daß

der Staat , wie Herr Frühauf will , auf einmal

1892 000 M . für die Volksschule ausgebe , etwas

anderes , praktische Politik zu treiben , und die Verant¬

wortung dafür zu tragen , daß zur Deckung solcher Aus¬

gaben auch die nötigen Staatsmittel herbeigeschafft wer¬

den . (Beifall .)

In der allgemeinen Beratung erhält zunächst das Work

Abg . Ihrig : Der Berichterstatter hat die Befürchtung

ausgesprochen , daß die Zahl der Freunde der Lehrer im

Rückgänge begriffen sei . Wenn das der Fall sein sollte ,

so würde ich das außerordentlich bedauern . Tenn gerade

nach den unbestimmten und unbefriedigenden Ausfüh¬

rungen des Herrn Ministers scheinen mir die Lehrer ihre

Freunde noch recht wohl brauchen zu können.
Von unseren Volksschulen hat man vor 30 Jahren ge¬

sagt , daß sie außerordentlich gut seien , und wir damit an

der Spitze des deutschen Volksschulwesens stünden . Das

wird man heute nicht mehr sagen können, und das ist all¬

mählich eine bekannte Tatsache geworden . Es hat zwar

lange Zeit gedauert , bis diese Ansicht zum Durchbruch
kam : man kann , wenn man einen Blick rückwärts auf

unsere Volksschulen wirft , der Regierung und dem Ober¬

schulrat den Vorwurf nicht ersparen , daß von ihrer Seite

aus nicht rechtzeitig für Abhilfe gesorgt worden ist . Ich
will mich hier nicht in Vorwürfen ergehen , denn dadurch

werden unsere Volksschulen nicht besser , aber das kann

ich sagen , daß es ein Verdienst des Lehrervereins gewesen
ist, daß er auf diese Mißstände hingewiesen hat . Auch die

letzte Petition desselben bietet besonders im statistischen
Material eine reiche Ausbeute , die uns zeigt , wie

eigentlich unser Volksschulwesen heute beschaffen ist, und

wie sehr es darnieder liegt . So steht auf Seite 9 der

Petition , daß in 97 Schularten mehr Schüler , als die

.Normalschülerzahl , in einer Klasse sind, und diese ZaÄ

ist schon sehr hoch gegriffen . Die betreffende Sta¬

tistik ist heute vor einem Jahr ausgenommen worden.

Unter den badischen Lehrerkräften sind 369 , die über

100 Schüler zu unterrichten haben . In Eppeb

heim , Rohrbach bei Heidelberg , Schriesheim kom¬

men je 143 , in Rintheim 144 , in Neulußheim

sogar 147 Schüler auf eine Lehrkraft . Das sind Ve» t

hältnisse , die unbedingt nach einer Aenderung schreien, k

Nun hat man sich aber die Verhältnisse vorzustellen , die -

eintreten , wenn an einem dieser Orte die eine oder an- k

dere Lehrkraft durch Krankheit verhindert wird , ihren »

Li^
Lk -



Unterricht zu erteilen . Die Anlage 2 der Petition gibt
uns darüber Aufschluß . Wir erfahren dort , daß 25 Letz-
rer 4 bis 6 Wochen Aushilfe geleistet staben , und daß bei
65 Lehrern die Mitversehrung über 6 Wochen gedauerr
hat. Wie dies in einigen Orten gewirkt hat , das zeigen
die weiteren dort angeführten Beispiele. So hat in Dürr¬
heim 1 Lehrer längere Zeit 200 Schüler aller 8 Jahr¬
gänge „ gehütet" ; in Lberwinden kamen 162, in
Illingen 156 , in Hettingen sogar 229 Schüler aller 8
Jahrgänge auf einen Lehrer ; in Laudenbach hatten zwei
Lehrer über 5 Monate lang 307 Schüler usw. Man hat
sich dadurch zu helfen gesucht, daß man Nachbarlehrer bei¬
gezogen hat . Es befindet sich auch hier eine speziell aus¬
führliche Liste über diese nachbarliche Mitversehung . Bei
der Mitversehung von Hohnhurst hatte der betreffende
Lehrer einen 6 Kilometer, bei der von Gremmelsbach
einen 7 Kilometer langen Weg täglich zweimal zurückzu¬
legen usw . In Aftersteg und Böllen war die Schule
mehrere Wochen lang überhaupt ohne Lehrer . Daß un¬
ter solchen Umständen weder der Unterricht zu Hause,
noch in dem benachbarten Ort eine ersprießlicher sein
kann, liegt auf der Hand . Ich glaube gern , daß der
Oberschulrat solchen Gemeinden weitere Lehrer zugewie¬
sen hätte, wenn er sie zur Verfügung gehabt hätte , aber
ich kennzeichne damit , wie dieser Lehrermangel auf un¬
sere Schulen im ganzen Lande einwirkt . Es ist aber ein
Lehrermangel nicht nur in quantitativer , sondern auch in
qualitativer Hinsicht vorhanden , und der letztere Mangel
ist viel schlimmer , als der erstere, weil er viel schwieriger
abznstellen ist . Unsere Schule leidet vor allem aber auchan einem Mangel an Unterrichtszeit . Wir haben in Ba¬
den die Bestimmung, daß bei unseren einfachen Volks¬
schulen auf eine Klasse 16 Unterrichtsstunden kommen
sollen. Davon gehen aber 3 für Religionsunterricht und
eine halbe für religiösen Gesang ab , so daß für den sog.
Profanen Unterricht nur noch 12 */ - Stunden übrig blei¬
ben. Dies genügt ja für den ersten Jahrgang , aber wenn
Man in die mittleren und höheren Jahrgänge hinauf¬kommt, so genügt diese Zeit unbedingt nicht mehr . Nun
sehen wir , daß in einer Reihe von Schulen nicht einmal
dieser gesetzliche Mindestbetrag der Unterrichtszeit eingehalten worden ist . (Vergleiche Anlage 3 der Petition .)Tort finden wir, daß in einer größeren Anzahl Schulenauch in den Oberklassen nur 10 , 11 oder 12 Stunden
wöchentlich Unterricht erteilt wird . Man würde viel¬
leicht der einen oder anderen Gemeinde einen weiterenLehrer geben , wenn man ihn nur hätte . Daß bei dieserkurzen Unterrichtszeit die erzieherische Einwirkung desLehrers zu kurz kommen muß , liegt ja auf der Hand .Nun denken Sie einmal , wenn nun in solche Schulen mit
Lehrermangel ein junger Schulkandidat hineinkommt,der dort 8 Klassen mit 150 Kindern zu unterrichten hat :

^ ^ kas mag dieser dastehen , auch wenn er sonst eintüchtiger Lehrer zu werden verspricht. Und wie erst ,wenn ein Mann hingeschickt wird , von dem man sagenMuß , daß es besser gewesen wäre , wenn er nicht in dasSeminar gekommen wäre, der seine Aufnahme dorthinvur dem Umstande verdankt, daß man in der Zeit des
außerordentlich starken Lehrermangels eben alles auf-wahm , was sich nur anmelbete ! Da ist es wirklich er¬freulich . daß allmählich in der Bevölkerung der GedankeSum Durchbruch kommt , daß es so nicht weiter gehenan„ , und daß von dort aus gegen diese Verhältnisse Pro -

wird , wie dies im Wieslocher Amte ge¬schehen ist.
Wir müssen uns ernstlich fragen , wie wir aus diesenmißlichen Schulverhältnissen herauskommen können. Inocnuenswerter Weise sind seitens der nationalliberalen

Partei und auch von meinen Freunden Anträge , die ans
Oierung der Verhältnisse abzielen, gestellt worden , und

ich kann zu meiner Freude konstatieren, daß alle Par¬
teien in der Kommission in ehrlicher und wohlwollender
Weise an diesem Werke mitarbeiteten , wenn sie die Besse¬
rung der unbefriedigenden Verhältnisse auch auf ver¬
schiedenem Wege zu erreichen suchen. Was wir brauchen,
ist vor allem Ausdehnung der Unterrichtszeit . Ob halbe
oder ganze Tagesschule, darauf kommt es hier nicht an,
sondern lediglich darauf , mehr Stunden für den Unter¬
richt zu bekommen . Dies könnte man selbst bei Beibe¬
haltung der Halbtagsschule erreichen , wie das in Sach¬
sen und zum Teil bei unseren Mittelschulen der Fall ist .
Es werden hierfür namentlich die örtlichen Verhältnisse
ausschlaggebend sein . Bei dieser Gelegenheit möchte ich
auch noch auf den Vorschlag des Kirchenrats Bassermann
in Heidelberg zu sprechen kommen . Dieser meint , es
solle ein Teil der vermehrten Unterrichtszeit auf das
Notensingen im Interesse der Kirchenchöre Verwender
werden. Nun , ich glaube, das Notensingen ist ganz schön,wenn man Zeit dafür hat ; unsere Volksschule braucht
aber ihre Zeit für andere Fächer viel notwendiger . Vor
allem denke ich dabei an unser sehr vernachlässigtes
Deutsch, den schriftlichen Gedankenausdruck.

Zur Durchführung des Vorschlags Weygoldts bedarfes vor allen Dingen einer erheblichen Verringerung der
Schülerzahl in den meisten Klassen . Meiner Ansicht
nach sind die Zahlen 70 bzw . 100 dabei immer noch zu
hoch . Ich muß aber allerdings zugeben, daß auch die
Durchführung dieses Vorschlags , der ja vorerst nur aus
dem Papier steht, erhebliche Schwierigkeit haben wird ,und ich habe das Vertrauen , daß wenn einmal dieser Vor¬
schlag durchgeführt ist , dann hier in der Kammer sich
auch wieder Leute finden werden , welche eine weitere Her¬
absetzung befürworten. Aus diesem Grunde akzeptiere
ich für heute den Vorschlag , die Schülerzahl auf 70 bzw .100 festzusetzen .

Die Aufstellung eines neuen Lehrplanes für die Volks¬
schule muß ich als dringend wünschenswert bezeichnen .
Es ist die Notwendigkeit eines solchen schon daraus er¬
sichtlich , daß mit geringen Aenderungen der Lehrplan aus
dem Jahre 1869 noch heute in Geltung ist . Man wird
allerdings die Erlassung des neuen Lehrplanes mit der
Durchführung der anderen Neuerungen verbinden müs¬
sen . Nur möchte ich daran noch den Wunsch knüpfen,
daß zur Ausarbeitung auch eine Anzahl Volksschullehrer
beigezogen wird.

Was die Frage der Vorbildung angeht , so sind die An¬
sichten hierüber geteilt. Tie beiden vorliegenden Anträge
bezwecken ja beide eine Hebung der Lehrerbildung . Sie
schlagen nur verschiedene Wege ein . Ich stehe auf dem
Standpunkt , daß die Absolvierung einer sechsklassigen
Nealanstalt die tüchtigste Vorbildung für den Lehrerbe¬
ruf geben würde. Es hat dies der Oberschulrat schon
selbst zugegeben : die Auskunft, die er auf eine Anfrage
bei der sächsischen Regierung seinerzeit erhalten hat , ging
dahin , daß die erwähnte Art der Vorbildung in Sachsen
sich „ ausnehmend gut" bewährt habe . Außerdem haben
wir ja bereits diese Vorbildung bei den Lehrerinnen , und
es ist daran noch auf keiner Seite irgend etwas getadelt
worden. Von den Schülern der Mittelschule dürfen wir
entschieden eine bessere Vorbildung erwarten , als sie
Volksschule und Vorseminar bieten. Jene haben 30 bis
32 Stunden Schule in der Woche, und werden darum
ganz andere Kenntnisse besitzen , als sie der Volksschüler
bei 16stündiger Unterrichtszeit erwerben kann . Außer¬
dem ist eine bessere Ausscheidung der Schwachen auf den
Realschulen möglich . Mein Vorschlag wäre auch in der
Praris gar nicht schwer durchführbar . Die Realmittel¬
schulen sind im ganzen Lande verbreitet , es gibt deren
60 oder 61 . Auch verteilen sich dieselben fast gleichmäßigüber das ganze Land. Es bestehen solche in 66 Bezirken,
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so daß nur wenige Bezirke ohne eine solche Anstalt sind .
Zudem könnte man mit denk Gelds, das wir jetzt für die
Ausgestaltung der Seminare auswenden, leicht da und
dort noch eine Realanstalt errichten.

Vor allem kommt bei dieser Frage in Betracht, daß
die Lehrer aus der sie benachteiligenden Stellung sich
herausarbeiten wollen. Sie wollen ihre Vorbildung auch
da haben, wo sie die anderen Beamten erhalten ; ich sehe
darin ein ganz natürliches und vernünftiges Bestreben
derselben . Da nun die Realschulvorbildung vorerst keine
Aussicht auf Durchführung hat , so mutz ich mich für heute
auch mit dem sechsklassigen Seminar zufrieden geben ;
ich kann dies auch , weil ich überzeugt bin, daß wir auch
auf diesem Wege doch schließlich sicherlich dazu gelangen,
die Realmittelschulvorbildung für ' die Lehrer zu erlangen .
Ich möchte insbesondere auch darauf Hinweisen , daß die
Vorbildung nach dem jetzt in Aussicht genommenen Sy¬
stem in den meisten Fällen höhere Aufwendungen erfor¬
dern wird als auf dem von mir befürworteten Weg .

Es ist nun in der Kommission auch von den Internaten
gesprochen worden . Ich kann mich hier kurz fassen , da die
Frage auch heute von dem Berichterstatter nochmals be¬
sprochen worden ist . Man hat hingewiesen auf die würt -
tembergischen Stifte , aus welchen eine Reihe hervorra¬
gender deutscher Männer hervorgegangen seien . Tie be¬
treffenden Internate sind aber ganz anders eingerichtei
als unsere badischen Seminarinternate ! Die letzteren wer¬
den auch wesentlich anders werden, wenn wir sechsklassige
Anstalten haben , als es bei den dreiklassigen der Fall war .
Da wird immer mehr der Massenbetrieb herausgebildet ;
dieser ist aber der individuellen Lehrmethode und Erzie¬
hung hinderlich. Es sollte mehr Gewicht darauf gelegt
werden, daß die Schüler des obersten Kurses wenigstens
nicht mehr im Internat sind . Ich will nicht
dagegen reden , daß überhaupt Gelegenheit zum
Internat geboten wird , aber die Leute des
obersten Kurses sollte man doch bis zu einem
gewissen Grad veranlassen, extern zu wohnen , damit sie
nicht zu linkisch und ungeschickt in die Welt treten . Man
weiß ja , daß auf dem Land neben dem Geistlichen auf den
Lehrer das größte Augenmerk gerichtet ist , wie man ihm
jede Kleinigkeit ankreidet, während man bei anderen Be¬
amten die Tinge nicht so schwer beurteilt . Gerade des¬
halb wäre es wünschenswert, wenn die Leute etwas an die
Freiheit , die sie nachher haben, gewöhnt würden . Da-
gegen will ich nichts sagen, wenn dem einen oder andern
aus dem obersten Kurs vielleicht auf Ansuchen gestattet
wird , am Internat teilzunehmen . Ter Betrag , der für
extern wohnende Schüler ausgegeben wird , ist lange nicht
so hoch , als man anzunehmen geneigt ist . Nach dem Jah¬
resbericht des Meersburger Seminars ist er nur 52 Mark
höher als der für im Internat wohnende. (Zuruf : Aber
in großen Städten !) Ta wird wohl die Sache etwas
teurer werden.

Nun ist vom Herrn Kollegen Obkircher für größere
Lernzimmer gesprochen worden . Ich halte sie für bedenk¬
lich . Ich glaube , es ist nicht nötig , daß die Seminaristen
immer unter Aufsicht stehen , Leute von 18 , 19 und 20
Jahren ! Man sollte für kleinere Gruppen von 8 bis
10 Leuten jeweils ein Zimmer einrichten. Tann werden
sich die Leute auch etwas heimischer in dem großen Bau
fiihlen.

Wir baben dann beantragt , an den Seminarien acht-
klassige Uebungsschulen für die Seminaristen einzurich¬
ten . Tie Kommission hat , diesem Antrag stattgebend,
den Wunsch ausgesprochen, daß dies tunlichst geschehen
möge. Ich verspreche mir davon einen erheblichen Erfolg
für die Ausbildung unserer Seminaristen , wenn sie nicht
bloß, wie in den hiesigen Seminarien , in der ersten bis
dritten Klasse unterrichten können, sondern wenn sie auch

Zöglingen der oberen Klassen vorher Unterricht erteilt
haben. Ich glaube auch, daß sich dies leicht mit der
städtischen Verwaltung vereinbaren ließe.

Ter Lehrplan für die sechsklassigen Seminare ist nun
erschienen . Im allgemeinen wird man mit ihm zufrieden
sein können ; er gibt im großen und ganzen einen richti¬
gen Boden ab zu einer Vorbildung für diese jungen Leute.
Ich hätte zwar gewünscht , daß mehr Pädagogikstunden
eingesetzt werden sollten , allein ich weiß wohl, daß ohne¬
dies schon viele Unterrichtsstunden den jungen Leuten
zugemutet werden, namentlich weil die Musikübungs - und
die Unterrichtsübungsstunden viel Zeit wegnehmen. Ed
ist auch davon gesprochen worden, ob nicht vielleicht eine
zweite Fremdsprache ausgenommen werden soll . Bis zu
einem gewissen Grade wird man wohl dahin kommen ,
wenn einmal besondere Klassen aus Schülern der Mittel¬
schulen gebildet werden können, wo drei Jahre Englisch
gelehrt worden ist . Dann wird man selbstverständlich
auch an den drei Oberklassen im Seminar das Englisch
nicht brach liegen lassen , sei es auch nur in der Weise , daß
man zunächst fakultativ die Fortbildung ermöglicht.

Einen großen Wert lege ich auf die Fortbildung der
Lehrer . In anderen Staaten — und , wie ich zu meiner
Freude höre, wird man bei uns diesem Beispiel folgen
— hat man den Lehrern unter gewissen Bedingungen den
Hochschulbesuch ermöglicht: Tiefe „Bedingungen " sind
mir allerdings nicht sympathisch . Warum eigentlich noch
eine besondere Note für den Besuch der Universität bean¬
sprucht wird , ist mir nicht erfindlich. Ich nehme an und
verlange es auch, daß die Vorbildung auf den Lehrerbil¬
dungsanstalten eine solche ist , daß sie ein jeder Mittel¬
schule gleichtvertiges Resultat liefert , und daß

'
diese Leute,

wenn sie überhaupt fähig sind , das Seminar zu absol¬
vieren, dann sehr wohl auch fähig sein müssen , dem Lehr¬
gang auf einer Hochschule zu folgen. Sind sie dies nicht,
so kann man sie auch nicht als Lehrer brauchen. Mit
diesen Gedanken werde ich allerdings bei der Großh . Re¬
gierung vorerst wenig Anklang finden . Ich möchte aber
wenigstens wünschen , daß dem Studium eine mehrjährige
Praktische Tätigkeit vorangeht , und daß man bei uns die
Leute nicht nach ihren 'Noten zu der Hochschule zuläßt , son¬
dern, sobald sie die erweiterte Dienstprüfung gemacht
haben.

Von dieser Dienstprüfung möchte ich noch reden . So wie
die Sache heute gehandhabt wird , halte . ich sie für verfehlt.
Heute wird die Dienstprüfung an sämtlichen Seminarien
abgenommen, und zwar von dem Lehrerpersonal dieser
Seminare , verstärkt durch ein Mitglied des Oberschul¬
rats , das den Vorsitz führt . Man sollte nun dazu über¬
gehen , eine einheitliche Zentralprüfungskommission für
die sämtlichen Seminarien zu bilden . Bei dieser Prü¬
fung , die ich mehr auf die praktische Seite gerichtet mir
denke, könnten dann manche Fächer, wie zum Beispiel
Musik und Zeichnen , wegfallen.

Man hat seit einigen Jahren an den Hochschulen Fort¬
bildungskurse für Lehrer eingerichtet, die in den Sommer¬
ferien abgehalten werden. In den ersten Tagen des
August soll auch in Heidelberg ein solcher Kurs stattfin¬
den , Mit Rücksicht darauf, ' daß die Großh . Regierung
nicht unerhebliche Mittel zur Fortbildung der Mittelschul¬
lehrer (für Ferienreisen , für Stipendien , für Reisen nach
dem Ausland ) bewilligt, halte ich es für gerechtfertigt,
wenn auch in das nächste Budget ein nicht zu geringer Be¬
trag zur Förderung dieser Hochschulkurse eingestellt wird.

Nun , alles das , was ich hier wünsche , steht eben auf
dem Papier , wenn wir nicht mehr Lehrer bekommen . Tie
Frage , wie bekommen wir mehr Lehrer ? ist darum die
wichtigste Frage , die heute zu besprechen ist . Man gibt
an sie Lehrer, welche junge Leute zum Seminar vorbe¬
reiten , kleine Prämien . Tie Lehrer nennen sie Fang -



aelder. (Heiterkeit .) Ob das geeignet ist, mehr junge
Leute dem Lehrerstand zuzusühren , bezweifle ich. Man
gibt auch Stipendien , und mit Recht . Aber daß junge
Leute mit Rücksicht auf die Stipendien eben gerade Lehrer
werden, möchte ich doch bezweifeln. Das sind kleine Mit¬
telchen. mit denen wir einen Erfolg nicht erzielen können.
So lange die finanziellen Verhältnisse so sind , wie heute,
kann man mit gutem Gewissen niemandein zuraten , den
Lehrerberuf zu ergreifen . Daran krankt die ganze Sache,
und wenn wir nicht giiustigere Gehaltsverhältnisse für die
Lehrer schaffen, so werden wir einen Zugang zu diesem
Beruf nicht bekommen . Das hat der Herr Oberschulrats¬
direktor auf dem vorigen Landtag ganz richtig gesagt, daß
der Beginn aller Verbesserungen seiner Ansicht nach eben
eine bessere Gestaltung der Einkommensverhältnisse der
Lehrer sein müsse, und er hat ausdrücklich beigefügt, nur
auf diesem Wege können wir weiter kommen. Man soll
nicht darauf Hinweisen , daß der Staat heute für die
Volksschule mehr ausgibt als früher . Das ist nicht bloß
bei der Volksschule so, sondern auch bei den Mittel - und
Hochschulen. Wenn man das anführen will, so kann
man höchstens den Schluß daraus ziehen , daß die Lehrer
früher noch schlechter bezahlt waren als heute, nicht aber
den, daß die Lehrer heute genügend bezahlt sind . Man
kann auch nicht daraus abheben, daß die Lehrer noch Ne¬
benverdienst haben. Die anderen Beamten haben auch
Nebenverdienst, Diäten usw. , und ein großer Teil der
Lehrer hat gar keinen Nebenverdienst. Dabei darf nicht
übersehen werden , daß die Ueberstunden bei den Volks¬
schulen in Baden sehr schlecht bezahlt werden . Das Gut¬
achten des Herrn Geh . Hofrat Weygoldt hebt mit Rechthervor , daß die Bezüge in anderen Bundesstaaten höhersind, zum Beispiel in Sachsen und in Württemberg , daß
namentlich für den Turnunterricht überall die gleicheSumme bezahlt werde wie für den anderen Unterricht .Mit Recht , denn eine Turnstunde strengt genau so an wieowe andere Stunde , vielleicht noch mehr . Es war eben
sin Fehler , daß man bei Schaffung des Beamtengesetzesini Jahre 1888 die Lehrer nicht gleich in das Beamten¬
gesetz hineingenommen hat . (Zuruf : Sehr richtig !) Da¬mals und die ganze Zeit seither wäre viel Erbitterungerspart worden. Auf dem Landtag 1900 hat man sichoann mit der Frage der Lehrergehälter beschäftigt unddamals die Petition der Lehrer , soweit sie sich auf die Ge-
baltsverhältnisfebezogen hat , der Großh . Regierung emp¬fehlend überwiesen . Man hat insbesondere die Ein¬reihung der Lehrer in den Gehaltstarif bei der für 1904>n Aussicht genommenen Revision desselben verlangt .

Man hat eine angemessene Erhöhung der Aktivitätsbe -züge für den nächsten Landtag gewünscht , insbesondere die
Aufhebung der Uebergangsbesümmungen . Der nächste--wndtag hat dann die Aufhebung dieser Uebergangsbe -
mmmungen in dankenswerter Weise herbeigeführt , aberdie angemessene Erhöhung der Aktivitätsbezüge blieb aus ,denn die 180 Mark Zulage sind als Aeguivalent für die
Erhöhung des Wohnungsgeldes der anderen Beamtenanzusehen, wie ja der Herr Minister vorhin zugegebenbat- nicht aber als Gehaltserhöhung . Nun bat der HerrMinister aus andere Staaten abgehoben, insbesondere auf
Württemberg. Ich meine, gerade im augenblicklichenZeitpunkt ist dies ein unglücklicher Vergleich, wenn wiriahen , wie die Adelskammer sich dort zu den Volksschulennellt . Abg . Früh auf : Württemberg ist das Ideal deswerrn Ministers !) In Preußen sind die Verhältnisse so .°aß em Minimalgehalt besteht ! diesen beziehen aber nur
r jazent aller Lehrer, während die anderen Lehrer we-
olZulagen erhalten . Ich werde aber keine Der-

v ziehen mit anderen Staaten , und ich will auch nichtE ! Hessen Hinweisen, wo man den Lehrern vor vier^ Yren schon ein Höchstgehalt von 2800 Mark ohne
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llebergangsbestimmungen gewährt, und diesen Bezug auf
ein Jahr zurückdatiert hat . Ich will mich auf den Boden
stellen , den Kollege Wilckens bei der Debatte über die Pe¬
titionen der Eisenbahner eingenommen hat, wo er sagte,
daß die Beamten im badischen Lande sich nicht mit den
Beamten anderer Länder , sondern nur mit den
Beamten im eigenen Land vergleichen sol¬
len , die nach ihrer Vorbildung mit ihnen
auf gleicher Stufe stehen . Der Herr Mi¬
nister hat gemeint, ob die Lehrer in den Gehaltstarif
einzureihen seien, sei diskutabel. Ich bin dieser Ansicht ,
daß man darüber noch verschiedener Meinung sein kann,
durchaus nicht, denn ich muß diese Einreihung sür selbst¬
verständlich erachten . Daß die Lehrer Beamte sind , ist
in den Gesetzen ausgesprochen '

, sie sind hinsichtlich ihrer
Anstellung, ihrer Dienstpflichten , der Zuruhesetzung, der
Hinterbliebenenfürsorge und hinsichtlich der Gehaltsord¬
nung als Beamte behandelt, nur im Gehaltstarif ist für
sie kein Plätzchen gewesen . Der Einwand , daß die Lehrer
keine Beamten seien, weil die Volksschulen wesentlich Ge¬
meindeanstalten seien, ist auch nicht stichhaltig .

Wir haben ja auch im Gehaltstarif die Professoren und
Lehrer an den Realgymnasien und Realschulen, Höheren
Mädchenschulen und Gewerbeschulen , die doch sicher mehr
städtischen Charakter haben als die Volksschulen , da sie
aus freiem Willen der Gemeinde wieder aufgehoben wer¬
den können , während dies bei den Volksschulen nicht der
Fall ist . Es sind aber auch an den Volksschulen selbst
Beamte , die in den Gehaltstarif eingereiht sind , z . B .
die Rektoren und die Reallehrer an erweiterten Volks¬
schulen . Es ist eben den Lehrern mit Recht darum
zu tun , daß sie in den Gehaltstarif kommen , damit sie
nicht jeden Landtag kommen , und immer die gleichen
Wünsche Vorbringen müssen . Es ist dann die Frage zu
erwägen, an welcher Stelle des Gehaltstarifs die Ein¬
reihung erfolgen könne . Ich bedauere, daß der Herr
Minister hierüber keine bestimmte Antwort gegeben hat ,denn darauf hätte ich besonderen Wert gelegt. Daß die
Großh . Regierung die Position O in Aussicht genommen
hat , ist schon im Wohnungsgeldgesetz ausgedrückt worden .Die Kommission sagt, nicht unter 6 5 . Diese Forderung
ist nicht ungünstig, geht mir aber nicht weit genug . Ich
halte die Forderung des Antrags Frühauf für eine außer¬
ordentliche bescheidene, und ich glaube, daß die Lehrer sich
sehr wohl mit den Beamten auf gleiche Stufe stellen
dürfen , die sich in 6 3 befinden. Wenn aber doch einmal
die Finanzlage in Betracht gezogen werden soll , um über¬
haupt für jetzt etwas zu erreichen , dann wäre ich auch für
heute mit 6 5 einverstanden. Nun hat der Herr Minister
gefragt , woher das Geld nehmen? Wir haben ein Defi¬
zit, wir haben eine Verschärfung der Finanzlage durchdie Erhöhung der Matrikularbeiträge usw .

Ich kann nur sagen , dort wo jene Summen hergenom¬
men werden, dorther muß auch das Geld genommen wer¬
den , welches für die Volksschule nötig ist . Sonst sagen
sich die Lehrer mit Recht , diejenigen Summen , die für
den Chinafeldzug und für den Krieg in Südwestafrika
nötig waren , wirken so auf unsere badischen Staats¬
finanzen , daß die Lehrer keinen höheren Gehalt bekom¬
men können ; an uns Lehrern will der badische Staat
ersparen, was ihn jene Feldzüge an erhöhten Matrikular -
beitrügen kosten. Die Lehrer verlangen nur das , was
andere Beamten schon längst haben. Man hat den Eisen¬
bahnbeamten und anderen gegenüber letzthin hier im
Landtag in Aussicht gestellt , eine EHöhung ihres Ge¬
haltes vorzunehmen, womit ich auch einverstanden bin.Die Lehrer wollen aber nur , daß sie überhaupt erst in
den Gehaltstarif hineinkommen, und das ist eine For¬
derung der einfachsten Gerechtigkeit . Es darf eben im
Lande nicht mit zweierlei Maß gemessen werden , mit
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einem verschiedenen Maß für die Beamten und für die
Lehrer . In den Zeiten der Mittionenüberfchüsfe war
für die Lehrer auch kein Geld da ; wenn sie kommen , ist
überhaupt nie Geld in der Staatskasse . Der Herr Mi¬
nister sagt , daß in zwei Jahren eine Regierungsvorlage
kommen werde . Nach den Ausführungen des Herrn
Ministers hoffe ich auch von dieser nicht viel .

Es wird auch gewünscht,
'

daß die Lehrer früher defini¬
tiv angestellt werden möchten . Nach dem Bericht ist das ,
Verhältnis von Hanptlehrern zu Unterlehrcrn das von
2,3 : 1 , während in den Städten der Städteordnung das
Verhältnis sogar 2 : 1 beträgt . Bei der Beratung
des Budgets der Mittelschulen hat mail gewünscht , daß
das Verhältnis an Mittelschulen 4 : 1 werde , was ja
annähernd erreicht ist . Dann ist auch der Wunsch der
Lehrer berechtigt , wenn sic eine größere Anzahl defini¬
tiver Stellen verlangen . Wenn man bedenkt , daß die
Unterlehrer bis zum 20 . Jahr auf der Schulbank sitzen ,
dann noch 8— 10 oder 12 Jahre lang Unterlehrer sein
müssen , so muß man sagen , obwohl nach den heutiger »
Verhältnissen die Unterlehrer nicht schlimmer daran sind
als ein jüngerer verheirateter Hauptlehrer , so sollte man
den Unterlehrern doch mindestens das geben , was irgend
ein gleichalteriger Schreiner oder Schlosser in Mann¬
heim bekommt , also nicht unter 1200 M .

Ich komme nun zum traurigsten Kapitel unserer Leh¬
rerverhältnisse . Ich möchte einige Worte sprechen zu
de » Bezügen der Witwen , insbesondere der älteren . Diese
Verhältnisse sind ganz traurige . Ich bin als Vorstands¬
mitglied eines Unterstütznngsvercins in der Lage , sie
näher zu kennen . Der Verein gibt 6 Proz . seiner Grund¬
stockseinnahmen an besonders unterstützungsbedürftige
Witwen ab . Diese Summe ist eine recht bescheidene ; im
letzten Jahre waren es 629 M . Es werden alljährlich
in der Schulzeitnng Aufrufe an bedürftige Witwen er¬
lassen , und es gehen jährlich etwa 60 Gesuche ein . Ich
habe hier die Eingaben vom letzten Jahre znsannuenge -
stellt . Um Ihnen einen Einblick in die Verhältnisse zu
geben , will ich Ihnen einige Sätze aus solchen Eingaben
vorlesen . Eine Witwe schreibt : „Ich bin jetzt 74 Jahre
alt . Mein Wann wurde nach 60jähriger Dienstzeit im
Jahre 1887 pensioniert mit einem jährlichen Ruhege -
halte von 960 M . Wir konnten jedoch, selbst bei der
größten Sparsamkeit , mit dem Ruhegehalt meines seli¬
gen Mannes nicht ausreichen und mußten selbst in den
gesunden Tages seines Ruhestandes von unserem Ver¬
mögen znsetzen. Im März 1897 wurde er durch einen
Schlaganfall auf das Krankenlager geworfen , von den»
er nach dreijährigem schwerein Leiden durch den Tod er¬
löst wurde . Ich habe während dieser langen Leidens¬
zeit alles geopfert , was ich noch hatte , den Nest unseres
Vermögens und den Rest meiner Kräfte und bin nun ,
alt und hilflos , auf meine Pension angewiesen ,
die nur 300 Mark Pro Jahr beträgt , da
die Pensionierung meines seligen Mannes noch
unter das alte Gesetz gefallen ist"

. Der Mann
hat 60 Jahre für den Staat gearbeitet , hat sich in dieser
Zeit in die staatliche Witwenkasse eingekauft und jähr¬
lich einen für ihn erheblichen Betrag - in diese abführen
müssen , und nun muß seine Witwe mit 26 M . im Monal
leben . Aehnliche Fälle könnte ich noch viele anfzählen .
Eine andere Frau z . B . bittet um Unterstützung , da sie
im Alter von 68 Jahren nicht mehr in die Zigarrenfabrit
gehen könne . ( Abg . Frühanf : Ideal des Herrn Mi¬
nisters !)

Präsident Or . Gönner : Ich muß diese wiederholten
Zwischenrufe des Abg . Frühauf für unzulässig erklären .

Abg . Ihrig (fortfahrend ) : Diese traurigen Verhältnisse
der Lehrerwitwen müssen entschieden sofort eine Besse¬

rung erfahren , und ich werde mir erlauben , dem Hohen
Hause nachher einen Antrag auf eine wesentliche Er¬
höhung des Gnadengabenfonds zu unterbreiten und hoffe
auch , daß die Großh . Regierung zustimmt .

Ich glaube , daß der Herr Minister die Wertschätzung
der Volksschule durch die Gemeinden zu hoch anschtagi.
In den Gegenden , wo intelligente Leute an den S ; ne
der Gemeinden stehen , wird man gewiß für das Voiks -
schulwesen eintreteu , dagegen vermißt man gerade in
kleineren Gemeinden sehr hänfig das Verständnis M
die Bedürfnisse der Volksschule , und ich möchte darum
die Negierung bitten , die Schule mehr als Staatsanstall
zu behandeln .

Was die Besserstellung der Lehrer anbelangt , so hak
aus den Ausführungen des Herrn Ministers immer wie¬
der herausgeklnngen : Wir haben kein Geld . Wenn wu
aber andrerseits sehen , daß große Summen anfgewcmdl
werden für Bahnhofbauten , Schloßrenovation , Forst-
Häuser und dergleichen , so kann man dem Einwand des
Herrn Ministers doch unmöglich znstimmen . Ich bitte
darum die Herren , den Antrag Frühauf anznnehmen , und
wenn dies möglichst einstimmig geschieht, so darf mm

^

zu der Negierung vielleicht doch das Vertrauen haben ,
- aß sie schließlich doch noch den dadurch bedingten Mehr¬
aufwand zur Hebung der materiellen Lage der Lehre,
nicht scheut und auch ihrerseits zustimint . (Beifall .)

Abg . Fehrenbach : Bevor ich als Gencralredner der
Zentrumsfraktion zu den vorliegenden Anträgen und
Petitionen das Wort ergreife , glaube ich verpflichtet zu
sein , als Vorsitzender der Schulkommission zwei Be¬
merkungen zu machen.

Die eine Bemerkung soll enthalten die Anerkennung
und den Dank für den trefflichen Bericht , welchen der
Berichterstatter über das umfassende Material und , mit
Rücksicht auf seinen dennaligen Gesundheitszustand , unter
erschwerenden Umständen angefertigt hat . Er hat sich
nach meiner Auffassung um das Wohl der Schule und
des Lehrerstaudes dadurch wirkliche Verdienste erworben.
Wenn der Kollege Ihrig vorhin davon gesprochen hat,
daß in der Schulkommission auch die anderen Parteien ,
abgesehen von den Antragstellern , sich den Schnlanträgen
freundlich gegeuübergestellt haben , wobei er die Zentrums¬
partei nicht genannt hat , so darf ich wohl unterstellen ,
daß er diese Wohl speziell damit gemeint hat . Wir haben ,
das darf ich Wohl sagen , alle zusammen , auch wenn wir
bezüglich des einen oder anderen Punktes nicht gleicher
Meinung waren , uns doch bemüht , die Sache einheitlich
und förderlich Vvranzubriugen . Das glaube ich wohl
auch als Vorsitzender der Schulkommission bemerken zu
dürfen .

Die andere Bemerkung , die ich als Vorsitzender der
Schulkommission zu machen habe , berührt die eigentümliche
Polemik , die sich an die Tatsache angeschlossen hat , daß
in der zur Abstimmung angesetzten Sitzung vom Montag
den 9 . Mai der Herr Abg . Frühauf gefehlt hat und
deshalb seinem Gehaltsantrag nicht zum Siege habe ver¬
helfen können . Die ganze Darstellung dieser Geschichte
hat von Anfang an einen ziemlich naiven Eindruck gemacht.
Die Herren Hütten ungefähr wissen können , daß die Schul¬
kommission ja aus 19 Mitgliedern bestand , daß nach den
Mitteilungen über die Zahlenverhältnisse bei der Abstim¬
mung an jenem 9 . Mai der Antrag Frühauf mit 8 gegen
7 Stimmen abgelehnt worden ist , daß also nicht bloß der
Abg . Frühauf , sondern auch noch drei weitere Abgeordnete
in dieser Sitzung gefehlt haben , lieber die Zufälligkeit
des Zahlcnverhältnisses bei jener Abstimmung sage ich
selbstverständlich nichts : aber das darf ich doch Wohl sagen ,
daß die 3 Herren , die außer dem Herrn Frühauf gefehlt
haben , für den Antrag Frühauf wohl kaum zu haben



gewesen wären . (Zmnf : O doch !) Nach den Mitteilungen ,
die ich von den Herren selber bekommen habe , ist das nicht
der Fall . Im übrigen hätte die Abstimmung ausfallcn
können , wie sie hätte wollen ; sür das endgültige Resultat
dieses Antrags wäre dadurch doch noch nichts gewonnen
gewesen.

Nun , die Vorwürfe , die dem Abg . Frühaus geworden
sind , weil er durch seine Abwesenheit seinem Antrag
nicht zum Siege Verbolfen habe , haben sich nachher um¬
gekehrt in Angriffe gegen den Vorsitzenden der Kommission ,
daß er , wie es scheine , absichtlich den Abg . Frühaus nicht
zu der betreffenden Sitzung eingeladen habe . Man hat
natürlich gewußt , wer der Vorsitzende dieser Schulkom -
Mission ist , und der Umstand , daß man gerade die Stadt
Freiburg und die Lehrerversammlung in Freiburg dazu
benutzte, um dagegen zu wettern , daß der Abg . Frühaus
nicht in diese Sitzung der Kommission eingeladen worden
sei , läßt ja gewisse Schlüsse zu . Ich rege mich über
die Sache , die von unglaublicher Naivetät und Geschästs -
unkenntnis zeugt , nicht auf . Der tatsächliche Verlauf ist
auffallend einfach . Am Freitag den 6 . Mai haben wir
über die Anträge im Zusammentritt mit der Großh .
Regierung verhandelt . Nun ist nicht etwa erst am Schluß ,
„ im Stehen "

, wie einmal ausgeführt wurde , sondern ncch
sehr bei Zeiten , nachdem die Regierungsvcrtreter weg¬
gegangen waren , die Frage erörtert worden , wie man es
nun weiter zu halten gedenke ; und da ist von den Ver¬
tretern der Parteien zuerst gesagt worden , daß sie nun
mit diesen Auskünften der Regierung über die einzelnen
Anträge sich mit ihren Fraktionen ins Einvernehmen zu
setzen haben , und es ist von den beiden großen Parteien
dieses Hauses damals mitgeteilt worden , daß dieser Zu¬
sammentritt der Parteien schon am Nachmittag jenes
Freitag des 6 . Mai stattfinde . Der Vorsitzende der
Kommission hatte damals aus Gesundheitsrücksichten die
Absicht, am nächsten Dienstag schon zu verreisen , und er
wollte unter allen Umständen die Sache gefördert haben .
Deshalb drang er darauf , daß schon am nächsten Montag , d . i .am 9 . Mai , die Angelegenheit erledigt werde . Und so
rst damals beschlossen worden in Gegenwart , so weit ich
weiß , aller anwesenden Mitglieder , daß die nächste zur
Abstimmung berufene Sitzung ani andern Montag , den0 - Mai , nachmittags ^ 4 Uhr stattzufinden habe . Das
rst der Vorgang , wie er wahrscheinlich von sämtlichenHerrn Mitgliedern der Schulkommission bestätigt werden
wird . Nachdem man an dem Vorsitzenden nicht weiterrn der Richtung Herummängeln konnte , — ich weiß nicht ,
sw cs nun rits richtig gestellt ist , in den Lchrerzeitunoen ,rch werde nicht berichtigen , sondern dies dem Betreffendenselber überlassen — hat man davon gesprochen , daß der
Abg . Frühaus telephonisch hätte herbeigerufeu werden
wAen . Ich glaube , in diesem Falle befindet sich der HerrPräsident in derselben Lage wie der Vorsitzende der
Schulkommission . Der Herr Präsident ist heute auchvicht auf den Gedanken gekommen , den fehlenden Herr »
Kollegen Frühaus telephonisch herbeizurufen , das ist beivus noch nicht Uebung gewesen , weder in Plenum nochw den Kommissionen , und ich glaube , daß es in Zukunft
vuch nicht Uebung werden wird . (Heiterkeit ) . Diese Sachewnn man nun auf sich beruhen lassen . Die Angriffe ,bei diesem Anlaß gegen mich gerichtet worden sind ,richten sich durch ihre Böswilligbit und Ungeschicklichkeit

ulbst . Ich war aber verpflichtet , den Fall wenigstens" Mg zu stellen .

als M
komme ich zu denjenigen Ausführungin , die ich

Ordner meiner Fraktion zu den Schulanträgen zu" habe . Es würde nach den lebhaften Dis -
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" ' ^ über die Frage der Simultansckulen Norden her in der letzten Zeit zu uns herüber -
rageg . worden sind , wohl ausfällig erscheinen , wenn ich
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nicht in allererster Reihe die Stellung meiner Fraktion
zu dieser Frage nochmals kurz und objektiv präzisierenwürde . Unsere Stellungnahme zu der Simultan - und
zu der konfessionellen Schule richtet sich nach folgenden
Gesichtspunkten : Wir betrachten die Schule nicht bloß als
eine Unterrichts - , sondern wesentlich auch als eine Er¬
ziehungsanstalt . Wir sind her Meinung , daß die Grund¬
lage für jede Erziehung nach wie vor zu bilden habe die
Religion , welche die richtigen Wege weist für die Ewig¬keit und das Jenseits und die sicheren mustergültigen
Grundlagen sür die sittlichen und rechtlichen Grundsätzedes Diesseits feststellt . Nun betätigt sich die Ausübungder Religion in lebendiger Weise in den verschiedenen
Konfessionen , und deshalb gliedert sich und hat sich bis jetzt
gegliedert in unserem Deutschland der Volksschulunterricht
nach Konfessionen . Es ist nicht richtig , daß durch die
konfessionelle Schule die Ausbildung des Volkes oder der
Friede unter den Konfessionen gelitten hat . Die Ver¬
hältnisse Hin übrigen Deutschland , wo die Konfessions -
schulcn bestehen , sind nicht schlimmer als bei uns , wo
wir Simultanschulen haben . Selbstverständlich können
nun durch die immer größere Mischung der Bevölkerung
Schwierigkeiten entstehen . Ihnen muß in sachgemäßer
Weise ohne Ucbertreibung des Prinzips abgeholfen werden .
Das sind allgemeine grundlegende theoretische Sätze . Füruns in Baden ist aber die Angelegenheit im Sinne der
Simultanschule , nicht der konfessionellen Schule , bereits
seit 30 Jahren gesetzlich geregelt worden , und hier ist es
ein anderes , etwas Neues einzuführen , oder das , was Jahr¬
zehnte hindurch besteht und sich verhältnismäßig eingelebt
hat , wieder auszuheben . So erkläre ich in Uebereinstimmung
mit dem , was Kollege Zehnter bei einem früheren Anlaß
gesagt und was auch der frühere Abgeordnete Wacker vor
2 Jahren erklärt hat , daß wir die Simnltanschule als
etwas gesetzlich zu Recht bestehendes hinnehmen , und daß An -
grsffe gegen die Simultanschule von uns nicht ausgehen
werden (Beifall ) . Das ist eine runde , ehrliche Erklärung ,bei der man sich bei allen theoretischen Gegensätzen be¬
ruhigen kann . Diese Erklärung geht aber von der einen
Voraussetzung aus , daß der durch Gesetz geregelten Ertei¬
lung des Religionsunterrichts in der Simultanschule nach
Art und Umfang kein Eintrag geschieht , und daß die
ebenfalls gesetzliche zu Recht bestehende Rücksichtnahme
auf die Konfession bei der Ausbildung und bei der An¬
stellung der Lehrer in Zukunft ebenso gewahrt bleibt .
Angriffe in dieser Richtung sind ja auf diesem Landtag
von großen Parteien nicht erfolgt . Ich halte es aber
doch für zweckmäßig , diese Erklärung ausdrücklich und
bestimmt abzugeben . Jedem Vorgehen mit der Tendenz ,
hier eine Aenderung herbeizuführen , würden wir unser¬
seits geschlossenen Widerstand entgegensetzen (Zustimmung ) .
Wir sind dabei der Ncberzeugung , daß wir in dieser An¬
schauung nicht bloß die katholische , sondern auch den
überwiegenden Teil der evangelischen Bevölkerung hinter
uns haben (Zustimmung im Zentrum ) . Nach unserer
Meinung ist das badische Volk ganz überwiegend christlich
gesinnt , und es würde dem Gedanke » , durch den Ausschluß
des Religionsunterrichts aus der Volksschule dieser ein
irreligiöses , antichristliches Gepräge aufzudrücken , nie und
nimmer seine Zustimmung geben ( Zustimmung im Zen¬
trum ) . Wenn es wirklich wahr sein sollte , daß im
Simultaneum konsequenter Weise auch der Ausschluß des
Religionsunterrichts aus der Volksschule und die Nicht¬
berücksichtigung der konfessionellen Gliederung des Volkes
liegen sollte , so kann ich nur sagen , daß der größte Feind
eines Prinzips seine Ucbertreibung ist . Wer wirklich
die Simultanschnle erhalten will , darf deshalb an der
von mir gekennzeichneten gesetzlichen Grundlage nicht rütteln .

Wir sind weiter der Meinung und begegnen damit der
Auffassung der Großh . Regierung und des Kommissions -
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berichts , daß , unbeschadet der staatlichen Aufsicht , die
Volksschule eine Gemeindeanstalt ist und bleiben soll.
Das ist die bistorische Entwicklung . Sic hat sich nach
unserer Auffassung so bewährt, und es liegt kein Grund
vor, eine wesentliche Aenderung an diesem Charakter vor¬
zunehmen. Wir wünschen und verlangen, daß die Eltern
nicht bloß menschliche , sondern auch bürgerliche Gemcinde-
interessen an der Schule haben, daß sie der Pflicht, ihre
Kinder zu erziehen , sich bewußt bleiben . Wir sind der
Ueberzeugung , daß dieser Pflicht auch ein Recht entspricht ,
welches am ehesten in der Gemeindeschule gewahrt werden
kann . Als Konsequenz dieses Standpunkts ergibt sich für
uns die Forderung der Teilnahme der Gemeinden an den
Aufwendungen für die Volksschule und an der Aussicht
über die Schule. Was die Forderung der Teilnahme der
den Gemeinden an den Aufwendungen für die Schule an¬
langt, so sind wir der Meinung , daß sie in direkten finanziellen
Leistungen der Gemeinden für die Schule zum Ausdruck
kommen muß . Aber andererseits liegt auch für den
Staat ein so erhebliches Interesse an einer guten Volks¬
schule vor, daß er verpflichtet ist , wesentlich aus Staats¬
mitteln die Gemeindepflicht zu erleichtern und selbst mit
beizutragen. Das gilt insbesondere für die Mehrauf¬
wendungen, welche eine Beschlußfassung des Hauses im
Sinne der Kommissionsanträge zur Folge haben wird.
In dieser Beziehung hat der Herr Minister die Ausführungen
im Bericht Seite 59 , 60 und 63 mißverstanden. Durch
wörtliche Wiedergabe der Regierungsauskunft ist die Auf¬
fassung der Negierung genau festgestellt , und durch ein
weiteres Umschreiben , wie sie der Kommissionsbericht ent¬
hält , sind zweifellos nicht andere Gedanken in die An¬
schauung der Großh . Regierung hineingelegt worden und
haben auch von der Kommission nicht zum Ausdruck ge¬
bracht werden wollen . Ein Gegensatz zu den Anschau¬
ungen der Regierung wollte damit nicht ausgedrückt werden .
Ebenso bin ich der Meinung , daß es ein Mißverständnis
des Herrn Ministers ist , wenn er glaubt , wir wollten
mit dem Antrag unter Ziffer I 2 Kategorien von Lehrern
schaffen, die eine , die nach dem bisherigen Verteilungs¬
modus honoriert wird, und die andere, deren Honorierung
nach dem neuen Modus erfolgt. Eine solche Absicht der
Konimission kann nicht im entferntesten aus dem Bericht
herausgelesen werden . Ich glaube also , nach beiden Rich¬
tungen die Bedenken des Herrn Ministers zerstreut zu
haben. Ich bitte namentlich, bei der künftigen Regelung
der Beitragsleistung deS Staates ganz besonders auch die
weniger bemittelten, durch Umlagen stärker gedrückten
Gemeinden zu begünstigen . Wir haben eine Reihe wohl¬
habender Gemeinden, die fast oder gar keine Umlage
zahlen ; daß sie eine Mehrbelastung leicht auf sich nehmen
können , ist selbstverständlich . Aber wir haben auch eine
sehr große Anzahl sehr bedürftiger Gemeinden, und hier
müßte es Aufgabe des Staates sein , entsprechend einzutreten .

Ich habe weiter gesagt , daß der Gemeindecharakter der
Schulen sich auch ausgedrückt hat in Form der Teilnahme
an der Aufsicht über die Schule. Ich weiß , daß dies
ein Schmerzenskind der Lehrer ist , und daß die Anerken¬
nung dieses Zustandes dem Lehrerstand berechtigte
Schmerzen gemacht hat . Ich gebe zu , daß man die ört¬
liche Aufsicht der Gemeinde wird einzuschränken haben auf
eine Mitwirkung beim äußeren Schulregiment und aus¬
zuschließen hat eine fachliche Aufsicht der Gemeindebehörde
über die Lehrer. Nach meiner Ansicht soll die Fachauf¬
sicht nur ausgeübt werden von den Kreisschulräten. Daß
dies bei der bisherigen Zahl von 13 Kreisschulräten nur
in durchaus ungenügender Weise möglich war , leuchtet
sofort ein . Ich meine aber doch die Meinung aussprechen
zu sollen , daß auch die Vermehrung der Kreisschulräte
um 5 es noch nicht ermöglichen wird, daß die Kreisschul¬
räte eine wirksame Fachschulaufsicht ausüben können , und

ich bin allerdings der Ueberzeugung , daß wenn wir nicht -
in einer anderen Weise zu der örtlichen Fachschnlaufsicht k
kommen werden , es absolut nötig sein wird, die Zahl der j
Krcisschulräte erheblich zu erhöhen . Ich glaube, daß man
einem Kreisschulral die Aufsicht über nicht mehr als 2
größere Amtsbezirke geben soll . Der Gedanke , diese Fach-
ichulanfsicht den Kreisschulräten zu übertragen und diese
gewissermaßen zu Bezirksschulräten zu machen , wird der
Stellung der Kreisschulräte allerdings Eintrag tun , es
wird aber dafür die Arbeitsleistung der Bezirksschulräte
um so intensiver werden . Ich bin auch der Meinung,
daß unsere besten Volksschullehrer nach Absolvierung
weiterer Studien das Personal abgeben , das wir durchaus
sachgemäß zu solchen Bezirksschulräten verwenden könnten.
Das entspricht einem Wunsch der Lebrer und bietet die
Möglichkeit einer weiteren Karriere für die Volksschul¬
lehrer, die ich für durchaus wünschenswert erachte. Da¬
neben wird die Entwicklung die sein , daß Visitationen
im großen Umfang seitens des Oberschulrats stattzufinden
haben , und deshalb wird eine größere Anzahl von Herren
mit akademischer Bildung in den Oberschulrat berufen
werden müssen , die sich auf die einzelnen Bezirke ver¬
teilen und durch regelmäßige Visitationen sich von dem
Stand der Schule und der Tätigkeit der Bezirksschulräte
überzeugen . Daß damit erhebliche Kosten verbunden sind,
ist kein Zweifel . Aber hier befinde ich mich in Ueber-
einstimmung mit dem Abg . Rohrhurst , wenn er meinte ,
daß die Entwicklung im Volksschulwesen noch weiter vor¬
wärts drängen werde , nicht aber insofern sich seine Auf¬
fassung zusammenfassen läßt in die Worte : xanta rdsi,
in dem Sinne, daß alles , was wir beschließen, nur eine
vorläufige Erledigung bedeute . Ich bin der Ansicht, daß
wir jetzt den Zustand herbeiführen sollten , der einen ge¬
wissen Ruhestand in unserer Schulentwicklungbildet, denn
wir haben des lebhaften Treibens und der Agitation ge¬
nug . Der Schule geht es gerade wie der guten Frau,
sie wirkt am besten , wenn man am wenigsten von ihr
spricht . Ich hoffe, daß wir nach den verschiedenen Rich¬
tungen hin Erfolge erleben werden, die diesen erstrebens¬
werten Zustand herbeiführen.

Wenn ich die Entwicklung unserer Volksschulaussicht
als Zukunftsbild gezeichnet habe , so wird man es mir
— wir sind ja die Reaktionären — nicht verdenken,
wenn ich auch einen kleinen Rückblick auf vergangene
Zeiten werfe , um so mehr, wenn die Meinung vielfach
verbreitet ist , daß unsere Volksschulen in den früheren
Jahren nicht schlechter waren . Dieser Mangel an inten«
siver Fachschulaufsicht hat sich zweisellos durch die Jahr '
zehnte hindurch als ein Gebrechen unserer Schulen er¬
wiesen und ich kann nur sagen , daß die früheren Zu¬
stände vielfach besser waren . Der Geistliche , der die
Schulaufsicht führte , hat der Schule keinen Schaden zu¬
gefügt und in 90 Proz. war der Ortsgeistliche diejenige
Persönlichkeit , die sich für die Ausübung der Fachschul'
aufsicht als geeignet erwies , und es hat sich auch der
alte Zustand der Schuldekanate nicht als unersprießlich ge¬
zeigt . Unter dem alten Schuldekanat ist die Schulaufsicht
mehr gefördert worden als heute , wo sie sich zu sehr in
Schreibwerk ergehen muß . Erschrecken Sie nicht (Zurufe : f
Oh nein !) , dieser Rückblick hat nur die Bedeutung eines r
historischen Exkurses ; es haben sich inzwischen die Zeiten ^
geändert, und mit Einführung der gemischten Schule ist !
der geistlichen Schulaufsicht der Boden entzogen worden , ^
und es bat die Geistlichkeit noch sonst genug Gelegenheit , ,
ihr Interesse für das Wohl des Volkes zu betätigen k
(Heiterkeit ) . Aber gebessert haben sich durch die moderne k
Schulgesetzgebung die Zustände nicht , und es hat mich sehr r
befriedigt, daß der Abg . Obkircher die Aeußerung getan k
hat , daß wir die Volksschule auf die relative Höhe brin- k
gen sollten , auf der sie vor 30 Jahren gestanden hat . r
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Ich wende mich nunmehr zur Frage der Ausbildungdes Lehierstandes . Hier schicke ich den Satz voraus , daßfür die utoptistischen Forderungen , wie sie in unpraktischenKöpfen sich verdichten , als ob auch für die VolksschullehrerUniversitätsbildung erforderlich sei , wir nicht zu habensind. Im Staatsorganismus ist die Vorbildung dereinzelnen Beamtenkategorien nicht Selbstzweck , sondernrichtet sich nach den Erfordernissen des künftigen Berufs .Nun sage ich , es wird niemand behaupten können , daßfür das Ansehen des Lehrerstandes und für die Befähigungzur gesegneten Erteilung des Volksschulunterrichts Unioer -sitätsstudium erforderlich sei . Ich behaupte vielmehr , invielen Fällen — wenn es möglich wäre , die Universitäts¬bildung zu gewähren — wäre sie für die Lehrer direktschädlich . Wenn die Lehrer sich mit der Wissenschaft indem Umfang beschäftigen würden , wie es an der Uni¬versität geschieht , dann würden sie kaum mehr mit derLiebe und Sorgfalt in die kleinsten Sorgen einer Volks¬schule auf dem hohen Schwarzwald droben eindringen ,wie es jetzt Vonseiten der Lehrer geschieht. (Abg . Früh auf :Geistlichkeit !) Herr Kollege Frühauf , auf Ihren Zwischen¬ruf müßten wir einen Diskurs anstellen , der durch dasganze Mittelalter hindurch ginge . Die Ausbildung derJuristen und Theologen und überhaupt der gelehrtenBerufeberuht doch auf einer gewissen historischen Grundlage .
Speziell für die Geistlichen ist die Ausrüstung mitklassischer Bildung unbedingt erforderlich zum Eindringenin das Studium der Philosophie und Theologie . Da¬gegen hat es sich überall gezeigt, obgleich die Volksschul¬lehrer keine Universitätsbildung haben , daß die Volks¬schulen doch auf einer außerordentlichen Höhe stehenkönnen. Sie Theoretiker und Utopisten , woher wollenSie die Lehrer nehmen , woher wollen Sie die Mittelnehmen ? Ja für den Abg . Frühauf gibt es auf Erdenüberhaupt keine Schwierigkeiten mehr , für ihn liegt dasGeld auf der Straße . Er möchte am liebsten der ganzenWelt die Universitätsbildung geben. Dann gingen wiraber einer elenden Zukunft entgegen . Wo bleibt da dergenügsame Landmann und der einfache Handwerker ? WennUtopisten , wie der Abg . Frühauf , solche Ansichten vor¬tragen, so geschieht es nicht zum Nutzen der Sache und" lcht zum Nutzen seiner Anträge .

Dagegen begrüße ich es , daß die Möglichkeit derFortbildung der Lehrer , speziell der besser Befähigten ,eröffnet werden soll. Ich habe die Ueberzeugung , daßder Lehrplan , wenn er gut durchgeführt wird , eine ganzvortreffliche Grundlage auch für weitere Studien , ins¬besondere auch Universitätsstudien abgegeben würde . Esünrd die dem befähigteren Lehrer eröffnet « Möglichkeit ,Ackere Universitätsstudien zu ergreifen , für die Wert¬schätzung des Lehrerstandes überhaupt , wie auch die der^ ennnarien , von Vorteil sein .
Bezüglich der Ausbildung der Lehrer sind 2 Vorschlägegemacht worden . Der Antrag Heimburger will an die« teile der jetzigen Ausbildung den Massigen Besuchwer

Realmittelschule und daran anknüpfend einenlahrigen Seminarkurs vorsehen . Wilckens und seinemeunde verlangen eine einheitliche Massige Lehrer -
y. ,

?"bgsanstalt . Ueber die Frage kann man verschiedener. fein, sie läßt sich nicht mit apodiktischer Gewißheitdoü Antrag Heimburger hätte den Vorteil ,den ^ Lehrer zusammen mit den übrigen Berufsstän -
aewn^ ? Anfangsausbildung erhalten . Aber nach bisherman » t Erfahrungen würde dieses System den Lehrer -
scklän geradezu steigern und verewigen . Die Vor -
Hiernn ^ r Kommission könnten alle Teile befriedigen .Mitt -nA ja auch der , welcher 6 Klassen einer4 . K»!-s ^ absolviert hat , ohne weitere Prüfung in denrs des Seminars eintreten können . Für viele

Landwirte , Handwerker und Lehrer auf dem Lande wirddie Ausbildung ihrer Söhne auf der Realmittelschulemit erheblicheren Kosten verknüpft sein als die Ausbil¬dung in den Lehrerseminarien . Ich meine , man solltedie praktischen Erfahrungen abwarteu . In der viertenKlasse des Seminars werden ja nun auch Besucher derRealmittelschule sitzen, und man wird deshalb dort be¬urteilen können , ob wirklich die Realschulvorbildung fürdie Lehrer vorteilhafter ist oder die Seminarbildung .
Es ist zu begrüßen , daß nun in den Lehrplan derSeminarien auch ein fremdsprachlicher Unterricht ausge¬nommen ist. Der Zweck, den diese Aufnahme verfolgt ,nämlich einerseits das logische Denken überhaupt zuschärfen und andererseits in - der eigenen Sprache selbstbewanderter zu machen, wird auch durch die vorgeseheneStundenzahl vollkommen erreicht werden können . Auchbezüglich der übrigeil Fächer und ihrer Einteilung , glaubeich, trifft der Lehrplan das Richtige . Insbesondere er¬freut mich, daß dem deutschen Sprachunterricht die ihmgebührende Stellung eingeräumt wird . Nur für dieAusbildung in der Musik ist meiner Ansicht nach etwaszu wenig gesorgt . Ich sehe gerade diesen Punkt voneiner anderen Seite an , als es vielfach und auch inLehrerkreisen geschieht. Ich erachte die Musik für einenaußerordentlich wichtigen, für die ästhetische Ausbildungnotwendigen Unterrichtszweig , und ich kann nicht be¬greifen , daß man ihn gerne beiseite schieben möchte , wiedes Oefteren geschieht, und es drängt sich in mir derGedanke auf , daß das nur solche tun können , die sichmit der hohen Muse der Musik bisher nur kümmerlichabgeplagt haben . Die Begeisterung an erhabenen Mei¬sterwerken hilft hinweg über so manche Trübnisse desLebens ; wie vieles können für den einsamen Schwarz¬waldlehrer die Beethoven '

schen Sonaten werden ! Ich habeschon oft bedauert , daß man in den musikalischen Biblio¬theken der Lehrer so selten die billigen Klassikerausgabenfindet . Abgesehen von diesen idealeren Zwecken ist aberauch die Ausbildung des Lehrers in der Musik vompraktischen Gesichtspunkt aus durchaus wünschenswert .Der Lehrer soll die Ausbildung des Volkes in diesemGebiete übernehmen . Dazu muß er mit genügendenKenntnissen ausgerüstet und von der nötigen ^Liebe ge¬tragen sein . Auch auf diesem Gebiete muß es heißen ,daß für das Volk das Beste gerade noch gut genug ist .Auch wird es dem Ansehen des Lehrerslandes nicht ab¬träglich sein, wenn seine Mitglieder die Leitung der Ge¬sangvereine übernehmen und auf dem königlichen In¬strument der Orgel ihrer Gemeinde die hehren Weisenmustergiltig Vorspielen können . Es wäre dringend zuwünschen , daß in dieser Sache endlich wieder das Ba¬nausentum abgestreift und das Gewand idealeren Denkensangelegt würde .
Was das Internat anbelangt , so stehe ich natürlichauf dem Standpunkte , daß eine gute Familienerziehungiminer das Beste ist. Wir wollen auch dein Seminaristendie Möglichkeit lassen, falls er in einer guten Familieuntergebracht wird , außerhalb der Anstalt zu wohnen .Es wird aber gerade in dieser Hinsicht soviel theoretischesZeug verzapft , daß man sich nur wundern muß . Reißensich denn die Familien , die gewillt sind, einem jungenManne das Elternhaus zu ersetzen , um diese Zöglinge ?Heute doch sicherlich noch weniger als vor Jahr¬zehnten . In der Regel nehmen die Leute nur desreinen Broterwerbs wegen die Zöglinge auf und da mußich doch sagen , daß man dann mit einer Jnternats -erziehung trotz etwaiger Mängel derselben besser fahrenwird als mit der Unterbringung in solche Mietfamilien .Bei der Jahresversammlung des Vereins akademischgebildeter Lehrer Badens in Freiburg an Pfingsten d. I .
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Hai Gymnasialdirektor Mathy den Vorschlag gemacht ,

staatliche Internate zu schaffen an solchen Orten , wo

viele auswärtige Schüler sind , Internate , an deren

Spitze ein verheirateter Professor zu stellen sei und an

denen von jüngeren Kräften Nachhilfe gegeben werden

solle . Der Vortrag Mathy 's fand großen Beifall und

Dr . Pfähn , der Direktor der Erziehungsanstalt in Wald -

kirch , hat sich aufgrund seiner Erfahrungen noch beson¬
ders für den Antrag ausgesprochen .

Die Engländer sind besonders praktische Menschen ;

sie haben ihre Internate ; auch hat man früher in

Bursen und Internaten zu erziehen verstanden und gute

Resultate erzielt . Sie werden darum bei den Lehrerbil¬

dungsanstalten auch nicht um die Internate herum kommen

können . Wo bleibt denn die Individualisierung , wen «

der junge Mann bei einem Hvlzmacher oder einer

Wäscherin sein Logis hat ? Die Individualisierung wird

im großen und ganzen im Internat immer noch besser

sein als draußen . Allerdings müssen die geeigneten
Leute darin sein , die Sinn haben für die Jugend und

auch einmal eine jugendliche Torheit zu übersehen

vermögen . Ich habe sechs Jahre meiner Gymnasia zeit

auch im Internat zugebracht . Ich erinnere mich noch
mit Vergnügen und Dank an die theatralischen und

musikalischen Aufführungen , und wenn ich von jungen

Jahren her Verständnis und Sinn für die Kunst ge¬
wonnen habe , so verdanke ich das nicht dem Gymnasium ,

sondern dem Internat . (Beifall ) .

Daß eine Anzahl neuer Seminare zu errichten ist,

halte ich für selbstverständlich . Ich will darüber nicht
weiter sprechen , auch nicht über die Vermehrung der

Lehrer und der Anzahl der Schulstunden . Die Fest

setzung der Ziffer 16 halten wir für die unter » Klassen

reichlich genug , sind aber auch weiter der Meinung , daß
der Unterricht für die oberen Klassen in quantitativer

Beziehung reicher ausgestattet werden soll. Das wird

auch möglich sein bei entsprechender Anspannung ohne

Einführung der Ganztagsschule , die für die ländlichen

Verhältnisse ausgeschlossen ist. Trotz der Vermehrung
der Unterrichtsstunden muß immer noch eine Verwend¬

ung der älteren Kinder für die Arbeit in Hans und

Feld möglich sein .
Die Vermehrung des Unterrichts bringt mich nun auf

eine Spezialangclegcnheit , auf eine Verordnung , welche

dem Gedanken der Vermehrung des Schulunterrichts

Rechnung trug , aber in einer , wie mir scheint, durchaus

ungeschickten und unbegreiflichen Weise . Es ist dies der

Z 49 der Schulordnung . 8 49 Ziffer 1 der Schul¬

ordnung vom 27 . Februar 1894 lautete : „ Eine Beein¬

trächtigung des Unterrichts durch den Besuch des Gottes¬

dienstes ist tunlichst zu vermeiden .
" In der Fassung vom

30 . September 1902 hat nun dieser Absatz folgenden
Wortlaut erhalten : „ Eine Beeinträchtigung des Unter¬

richts durch den Besuch des Gottesdienstes oder den Bei¬

zug der Schüler zu sonstigen kirchlichen Feiern und Ver¬

anstaltungen während des Unterrichts ist unstatthaft .
"

Der Gedanke , von dem diese Verordnung ausgeht (strengere

Einhaltung des Schulunterrichts ) verdient an sich Billigung .

Man muß dem Bestreben cntgegentretcn , die Schule und

den Schulunterricht als etwas leicht Hinzunehmendes ,

zum Teil Uebeiflüssiges anzusehen . Die Schule soll nicht

der Gutgenug sein für Botengänge aller möglichen Art . In¬

sofern also ohne Not durch kirchliche Veranstaltungen die

Schule beinträchtigt wurde , kann man gegen die Fassung
der Verordnung nichts sagen . Insofern aber dieselbe mit alten

Gepflogenheit bricht , geradezu gewalttätig eingreift in

die bisherigen Hebungen , insofern kann sie absolut

nicht gebilligt werden , und es ist auffallend , daß eben

zur Wahrung eines umfassenden Schulunterrichts nach

keiner Seite eigentlich scharfe Vorsichtsmaßregeln
getroffen worden sind als nur nach der kirchlichen
Seite hin . Nun hat auf verschiedene Reklamationen ,

sowohl von katholischer als von evangelischer Seite , der

Oberschulrat in einem Erlaß vom 15 . Juli 1903 eine

Erklärung abgegeben . Darin ist die Sache in einer un¬

glaublichen bureaukratischen Weise geregelt . Darnach muß

die Ortsschulbehörde über jeden einzelnen Fall , wo die

Unterbrechung des Unterrichts durch kirchliche Handlungen
in Frage kommt , sich dahin schlüssig machen , ob ein Aus¬

nahmefall vorliegt oder nicht . Ebenso ist die Entlassung
von Schülern aus dem Unterricht zum Ministrantendienst
oder die Entfernung des Lehrers zum Organistendienst zu

behandeln , d . h . alles dies wird nur für zulässig erklärt ,
wenn nach den besonders gearteten Verhältnissen des ein¬

zelnen Falles eine Verlegung außerhalb der Schulzeit

nicht möglich ist , und wenn die Ortsschulbehörde in ge
ordneter Sitzung sich dahin ausgesprochen hat , daß ein

solcher Fall Vvrliegt . Hiezu ist der Ortsschulrat aus¬

drücklich einzuladen . Diese Maßregel drückt der Sache

geradezu den Stempel der Chikane ans . Glauben Sie

denn , daß cs in den zerstreuten Gemeinden des Schwarz¬
walds Ortsschulrüte giebt , die wegen jedes einzelnen Falles
die Gemeinderäte zusammenrufen und nun entscheiden, ob

ein genügender Ausnahmefall vorliegt ? Ich nehme von

Miseren Ortsschnlräten an , daß sie so gescheit sind und

dies nicht tun . (Heiterkeit ) . Sie beschließen eben ge¬
neraliter , geben dem Bürgermeister Generalvollmacht ,

daß er darüber selbständig befinden könne , ob ein derart

besonders gearteter Fall vorliegt . In geschlossenen Ge¬

genden wird sich ja die Sache leicht machen lassen , und

im ganzen Nheintal habe ich über den Fall auch ver¬

hältnismäßig wenig Beschwerden gehört . In ausein¬

anderliegenden Orten im Schwarzwald und in der

Seegegend ist es aber einfach unmöglich , die Seelen¬

ämter oder die Hochzeiten mit einem Amt zu

Gunsten des Schulunterrichts zu unterlassen . Stellen

Sie sich nur den Fall vor : Es wird in einer kleinen

Gemeinde jemand beerdigt ; die ganze Gemeinde geht

mit , die Kinder aber , die Glieder der Gemeinde sind ,

dürfen nicht mitgehen , werden in der Schule zurück¬

gehalten . Es ist nicht angängig , mit den Gebräuchen des

Volkes so zu brechen , wenn man dem Volk nicht Nachteile

zufügen will . Hebung ist aber in diesen Orten , daß die

ganze Gemeinde bei der Beerdigung mitgeht , daß die

ganze Bekanntschaft aus den umliegenden Orten herkommt,

und daß dann unmittelbar im Zusammenhang mit der

Beerdigung das Seelenopfer stattfindet . Dieses kann na¬

türlich nicht nachmittags um 4 Uhr abgehalten werden,

sondern muß am Vormittag stattfinden . Das hat irgend
ein Kreisschulrat auch eingesehen und den Rat gegeben,

alle Beerdigungen und Seelenämter vormittags um 11 -

Uhr abzuhalten . Ich hatte vor , recht bitter zu werden, !

aber der mildere Teil in meinem Innern wird auch hier

wieder Sieger über den schärferen . Man könnte wirklich !

meinen , diese Leute hätten noch nie in den realen Ver- !

hältnissen draußen gelebt . Daß man auf die Geistlichen i

nicht Rücksicht nimmt , darauf will ich gar nicht abheben. -

Aber was sollen dann die Frauen , die um diese Zeit im »

Haushalt nötig sind , machen ? Dieser Rat kann unmöglich l

ausgeführt werden . Das Gleiche gilt für die Hochzeiten, und s

da werde ich die Sozialdemokraten eher aus meiner Seite haben, )

die sonst meinem Gedankengang nicht folgen können . Da

kommt ein großer Bauernsohn und null Hochzeit machen , ;

der muß ein Amt haben , das verlangt sein Vater , de ;

Großbauer . Einem armen Mann aber soll nicht georgell
werden ! Oder , eine junge Frau , die Mutter zahlreiche 1

Kinder , wird herausgerissen ans der Familie , aus de

Gemeinde ; zur gleichen Zeit , wo sie hinübergetrage ,

wird auf den Gottesacker , sitzen die Kinder , ditx
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mit den Kindern dieser Mutter spielen , drüben in
der Schule und , singen vielleicht „ den Jäger aus der
Kur -Psalz

"
. (Abg . Eichhorn : Die Kinder können ja

aus der Schule wegbleiben .) Das Anskunstsrnittel ist
doch ein recht einfaches : Die Messe , die sonst um 7 Uhr
morgens ist , füllt an diesem Tage aus , und es ist die
Beerdigung um 0 Uhr oder das Hvchzeitsamt um 10
Uhr , und die ausfallende Unterrichtsstunde legt man vor¬
her ein oder gibt sie nachher zu . Die Sache hat eine
ungeheure Erbitterung im ganzen Lande kervorgerufcn
(Zustimmung beim Zentrum ) , und ich verstehe nicht , wie
mau heutzutage so etwas machen konnte . Man gibt sich
Mühe , das Volk für seine Eigenart wieder etwas mehr
zu erwärmen , man sucht das Volksleben zu stärken , man
gründet Trachtenvereine mit Allerhöchster Unterstützung :
Was gebe ich für diesen äußeren Firlefanz ! Sie wollen
die Schale erhalten , nachdem Sie den Kern weggcworfen
habe » . (Lauter Beifall im Zentrum .) Die Äenßerlich -
kesten in allen Ehren — auch ich bin ein warmer Freund
dieser Bestrebungen — aber für die Volksseele ist es
doch von ganz anderem Wert , daß man an den größten
Festen des Volkes , bei - der Trauung und am Grabe , auch
die Kinder mitmachen läßt . Wer dem entgegenarbeitet ,
der versündigt sich am Volke . (Lautes Bravo im
Zentrum .)

Ich komme zum Schluß noch auf die Gehaltsregu¬
lierung der Lehrer . Hier möchte ich einmal sagen ,
ich habe nicht den Berns , Verteidiger des Herrn
Ministers zu sein , alnr wo es mir einmal zu
dick wird , da geniere ich mich auch nicht davor ,
dem Herrn Minister zur Seite zu stehen . Als vorhin
der Abg . Ihrig mit bewegter Stimme das Elend der
Lehrerswitwe geschildert hat , da hat der Abg . Frühauf
seine Schilderungen mit dem Zwischenruf begleitet : Das
ist das Ideal des Herrn Ministers ! Ich glaube , auch
me Vclksvertretung hat in diesem Fall die Verpflichtung ,

so alles Maß übersteigende , verletzende und ungerechte
Bemerkung von sich aus zurückzuweisen (Beifall ) .

Der
^ Abg . Ihrig hat dann im Zusammenhang mit

der Schilderung dieser kümmerlichen Verhältnisse die
Mwd .mgabe » behandelt , die im Budget mit 45 000 M .
^ gesehen sind , und einen Antrag in Aussicht gestellt ,

^
» Position auf 60 000 M . zu erhöhen . Nach der

chllderuug , die er gegeben hat , kann ich sagen , man
ann mit diesem Antrag sich einverstanden erklären , und

meinerseits die Regierung bitten , in dieser
Hinsicht die Hand etwas weiter zu öffnen . Nun meine

^ lväre vielleicht nicht nötig , die Einstellung eines

kkn e
" Postens in das Budget zu beantragen , man

nte es vielleicht in der Weise machen , wie es in der
c-

"" '" nion mit dem allgemein gefaßten Antrag des

-r
" " Abg - Venedeh und Genossen bezüglich des Gna -
gabenfonds geschehen ist . Wir haben vom Herrn

unn
^ Kommission erfahren , daß einige Kürz -

vnr Gnadengaben seitens des Verwaltungshofs
worden sind , und die Kommission hat be-

d . /l ^
u . die im Jahre 1903 erfolgten Ueberschreitungen

köm e
E " 1obenfvnds gut zu heißen . Ich meine , dies

dr,, ^ ^ -
" ^ bier so gemacht werden , daß wir zum Aus -

45 0l)n ^ ' m ^ re 1903 die Position von

diel? überschritten wurde , so genehmigen wir

verink i
^ chreitung , und wir geben für die Budgee -

der Regierung erforderlichenfalls die

M^ aa
.
' gung , jährlich über 45 000 M . bis auf 60000^ ark hmaufzugehen .

^ ehaltsfrage anlangt , so möchte ich die Lehrer
nickt her Fixierung der Ausbilduugsansprüche
sorderi », ^ verraten , daß für sie bei ihren An¬

zügen Erwägungen finanzieller Art . der Gehalts¬

erhöhung , mit in Betracht kommen . Das macht einen
schlechten Eindruck . Nur , oder mit znnr Zweck der Er¬
langung eines höheren Gehaltes gewisse Ausbildnngs -
forderungen auszustelleu , das versagt seine Wirkung . Im
übrigen bin ich und ist meine Partei der Ansicht , daß
die bisherigen Lehrergehalte nicht als auskömmlich zu be¬
trachten sind . Es scheint die Anschauung verbreitet zu
sein , daß die Lehrer in den Städten ein höheres Gehalt
bedürften als die Lehrer aus dem Lande , weil diese
billigere Lebensverhältnisse Hütten . Es ist nötig , mit
dieser Auffassung zu brechen und zu betonen , daß alle
Lehrer ein auskömmliches Gehalt haben müssen . Ich
will mich bezüglich der Gehaltsregulicrung nicht ans eine
bestimmte Summe festlegen , sondern nur sagen , daß wir
mit der Auffassung des Kommissionsberichts im allgemeinen
einverstanden sind . Wenn ein ganz besonderes Gewicht
gelegt wird auf die Einreihung in den Gehaltstarif ,
so haben wir in Konsequenz früherer Beschlüsse
diesem Verlangen zugestimmt , und bitten die Re¬
gierung , sich dem Verlangen des Lehrerstandes
nicht zu widersetzen . Aber die Erklärung haben wir
schon in der Kommission abgegeben , und ich kann
sie hier nur wiederholen , daß wir einer Einreihung in
den Gehaltstarif nur dann zustimmen werden , wenn da¬
durch dem Charakter der Schule als einer Gemeinde¬
anstalt nicht im mindesten Eintrag geschieht . Wenn
etwa diese Absicht mit unterlaufen und eine Aenderung
der bestehenden Verhältnisse angestrebt werden sollte , so
können wir von dieser Seite des Hauses sagen , daß wir
dafür nicht zu haben sind , denn die Schule ist eine
Gemeindeanstalt und soll cs bleiben . Das aber meine
ich auch den Lehrern sagen zu sollen : Wenn sie etwa die
Einreihung in den Gehaltstarif deshalb besonders betonen ,
weil sie hoffen , aufgrund unserer Kommissionsbeschlüsse im
nächsten Landtag entsprechend aufgebessert zu werden und
dann im übernächsten Landtag bei der allgemeinen
Gehaltsrevision wiederum eine Ausbesserung zu erlangen ,
so dürfte das eine Täuschung sein , der sie sich nicht hin¬
geben sollten . Die Aufbesserung im nächsten Landtag soll
nach unserer Auffassung eine ausgiebige , für längere Zeit
festgelegte sein .

Zweifellos ist die Gehaltsregulierung eine schwierige
Frage , sowohl für den Finanzminister , als auch fiir die
Volksvertretung .

' Das Geld liegt eben für uns nüch¬
terne , auf dem Boden der realen Dinge stehende Leute
nicht auf der Straße wie für den Abg . Frühauf . (Abg .
Frühauf : Später , beim Kultusetat !) Heber den
Kultusetat werde ich Veranlassung haben , in den
nächsten Sitzungen Ihnen etwas anderes zu erzählen ,
und wenn Sie noch Sinn haben für historische Entwick¬
lung und für die Uebernahme von Verpflichtungen , dann
werden Sie auch Verständnis bekommen für die Anforde¬
rungen der Regierung im Kultusetat . Jene 16 000 und
20 000 M . sind eine Forderung , die , wenn je eine For¬
derung , in der Billigkeit begründet ist .

Die Schwierigkeit , ausreichende Mittel für die Auf - -
besserung der Lehrer zu erhalten , wird nicht leicht sein ,
denn zur Eisenbahntarifreform können wir uns nicht ent¬
schließen , weil wir zu dem praktischen Sinn der Reformer ,
die uns diese zwecks Verbesserung unserer Staatsfinan¬
zen empfehlen , nicht das genügende Vertrauen haben .
Eine Kosequenz haben wir zwei großen Parteien dieses
Hauses in der Budgetkommission bereits gezogen . Es
ist unwiderleglich dargetan , daß nach dem heutigen
Steuerfuß wir für die Bedürfnisse des Staates uichl
mehr sorgen können ohne die beantragte Steuererhöhung ,
und deshalb haben wir in der Kommission dem Antrag
auf Stenererhöhung zugestimmt . Aber der Gedanke ist
für uns vorausschauende Leute auch bestimmend ge -
wesen , daß endlich einmal der Moment kommen muß ,
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wo seitens der Regierung die Versprechungen der Volks¬
vertretung eingelöst werden müssen , und zu diesem Zeit¬
punkt müssen auch die erforderlichen Mittel vorhanden
sein . (Rufe : Sehr richtig !) Wir würden die Autorität
der Regierung und Volksvertretung schwer schädigen ,
wenn wir die Erfüllung der Wünsche der Lehrer immer
mehr hinausschieben würden , und ich weiß auch nicht ,
ob man die allgemeine Beamtengehaltsrevision so weit
hinauszögern kann, bis die Steuerreform durch Ein -
sührung der Vermögenssteuer durchgeführt ist . Wir
haben im Gefühle unserer Verpflichtung, als Volksver¬
treter für eine solide Finanzverwaltung besorgt zu sein ,
durch Annahme des Antrags auf Steuererhöhung in der
Kommission den Boden geebnet, u . die Herren Lehrer dür¬
fen uns im nächsten Jahre dafür dankbar sein . Würde in
der nächsten Budgetperiode diese Steuererhöhung erst
kommen , so würde mit der Aufbesserung der Lehrerge¬
hälter das Odium verbunden sein , daß die Befriedigung
der Wünsche der Lehrer nur durch eine Mehrbelastung
der Steuerzahler ermöglicht worden sei.

Nicht übergehen kann ich hier übrigens , wie über die
betreffende Sitzung der Budgetkommission in der Presse
berichtet wurde . Die sozialdemokratische „Volksstimme"
hat korrekt geschrieben : „ In der gestrigen Sitzung der
Budgetkommission verteidigte und begründete nun
der Zentrumsredner die Steuererhöhungsvorlage und
erklärte , daß das Zentrum dafür stimmen werde. Die¬
selbe Erklärung gab — „ schweren Herzens" — der Red¬
ner der nationalliberalen Partei ab "

. Die „ Badische
Landeszeitung " macht daraus : „Der Zentrumsredner
begrüßte laut „Volksstimme" die Steuererhöhungs¬
vorlage "

. Daß einer eine Steuererhöhung begrüßt , lst
doch unwahrscheinlich, und ich kann Wohl annehmen , daß
selbst die Leser der ,^Landeszeitung " dies dem Redakteur
nicht glauben . Ich will unterstellen , daß das „Begrüßen "

nur ein Druckfehler ist statt „Begründen "
. Wenn es nicht ,

ein Druckfehler wäre , wäre es eine Nichtsnutzigkeit . :
Mich und meine Partei erfüllt das redliche Bestreben,

dem Lehrerstande zu seinem Rechte und einem guten Aus- f
kommen zu verhelfen und die Interessen der Schule zu
fördern . Von diesem Bestreben waren auch meine Heu- l
tigen Ausführungen getragen . Ich bin mir zwar wohl f
bewußt, daß auch diese in einer gewissen Presse wieder
anders beurteilt werden , aber ich kümmere mich darum :
nichts . Es genügt mir , hier festzustellen , daß wir nach k
bestem Gewissen in ehrlicher Mitarbeit getan haben, wa»
wünschenswert, was nötig ist für unseren Lehrerstand und
unsere Schule , und wir hoffen, damit für den Lehrer-
stand und Schule ein gutes Werk getätigt zu haben. (Leb-
Hafter Beifall .)

Die Beratung wird hier abgebrochen .
Zu einer persönlichen Bemerkung erhält das Wort
Abg . Frühauf : Herr Kollege Fehrenbach hat auf du

Schulpreßpolemik Bezug genommen . Ich werde Gelegen¬
heit nehmen , morgen des Weiteren darauf einzugehen .

Der Abg . Fehrenbach hat auch gesagt , mein Zwischenruf
„ Ideal des Ministers "

sei eine ungeeignete Bemerkung.
Ich habe damit zum Ausdruck bringen wollen , daß du
Zustände, wie sie der Abg . Ihrig hier vorgetragen ha!,
das Ideal des Herrn Ministers darstellen.

Präsident des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts Geh . Rat Or . Frhr . v . Dusch : Ich war
leider nicht anwesend, als die Bemerkung des Herr«
Abg . Frühauf fiel. Indes will ich annehmen , daß er
nicht die Absicht gehabt hat , mich persönlich zu beleidl - .
gen . Im übrigen behalte ich mir vor , meine Ideale da ,
zu suchen, wo ich sie zu finden glaube .

Schluß der Sitzung halb 3 Uhr nachmittags .

i

1

Verantwortllch für den Bericht Über die Verhandlungen der Zweiten Samtner : Vr . »arl Schwetckerk.
Druck und Verlag der <N . Braun 'schen Hosbuchdruckeret . Bride in Karlsruhe .
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